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Vorwort

Die vorliegende Konzeption führt die bisher gel-
tenden Dokumente „Frauenhäuser Rahmenkon-
zeption der Arbeiterwohlfahrt“ und „Standards 
für die Frauenhäuser der Arbeiterwohlfahrt“ zu-
sammen und erweitert den Diskurs in Form von 
Leitlinien auf die vielfältige geschlechtsspezifi-
sche Antigewaltarbeit der AWO.

Ziel ist es einerseits, die fachlichen und politi-
schen Grundlagen ebenso wie die Werte der ge-
schlechtsspezifischen Antigewaltarbeit der AWO 
als grundsätzliche Leitlinien zu fixieren und da-
mit Mitarbeiter*innen sowie der Arbeiterwohl-
fahrt als Trägerin, Anregungen für die fachliche 
und politische Arbeit zu geben.

Andererseits soll die Konzeption die Bandbreite 
bestehender Hilfestrukturen der Arbeiterwohl-
fahrt im Bereich geschlechtsspezifischer Gewalt- 
und Opferschutzarbeit darstellen. Die Erweite-
rung der Perspektive des Hilfesystems für Frauen, 
die Opfer von Gewalt sind, spiegelt die erweiter-
ten rechtlichen Grundlagen. Gleichzeitig ist sie 
Ausdruck neuer konzeptioneller Ansätze und Aus-
richtungen in der Frauenhausarbeit, innovativer 
Schritte zur Verbesserung der Schutzräume und 

effektiverer Präventionsmaßnahmen in Richtung 
eines ganzheitlichen Gewaltschutzkonzeptes.

Über die grundsätzlichen Leitlinien hinweg sind 
die Hilfestrukturen der AWO bei Gewalt im so-
zialen Nahraum geprägt von unterschiedlichen 
konzeptionellen Schwerpunktsetzungen und der 
Umsetzung verschiedener Angebote, die alle das 
Ziel der Förderung der Selbstbestimmung der 
Frau und der Beendigung der Gewalt gegen Frau-
en und Kinder eint. Diese Vielfalt ist die Stärke 
der AWO, die sich durch eine Orientierung am Be-
darf und der Lebenswelt der Zielgruppe/n sowie 
an gesamtgesellschaftlichen Veränderungspro-
zessen beständig weiterentwickelt.

Allen Kolleg*innen herzlichen Dank für ihre enga-
gierte Mitwirkung an der Erarbeitung dieser Rah-
menkonzeption und Leitlinien.

Die AWO Geschäftsführerkonferenz hat die Rah-
menkonzeption und Leitlinien in ihrer Sitzung 
am 17./18.11.2016 in Berlin verabschiedet.

Wolfgang Stadler
Vorstandsvorsitzender
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1.  Geschlechtsspezifi sche Antigewaltarbeit bei der AWO 
hat Tradition

Dass Gewalt im sozialen Nahraum für die Mehrheit 
der Frauen in Deutschland und weltweit noch im-
mer alltäglich ist und die Gewaltprävalenzen seit 
Jahren quasi gleichbleibend sind, zeigt, dass die 
Gleichberechtigung der Geschlechter noch lan-
ge nicht erreicht ist. Bundesweit flüchten jähr-
lich rund 16.000-20.000 Frauen mit fast ebenso 
vielen Kindern in ein Frauenhaus. Bürokratische 
Hürden und das Fehlen einer verbindlich geregel-
ten verlässlichen Finanzierung erschweren oder 
vereiteln jedoch den niedrigschwelligen Zugang 
für alle Frauen zum Hilfesystem.

1.1  Fast jede dritte Frau erlebt Gewalt

Die erste repräsentative Befragung zu Gewalt ge-
gen Frauen in Deutschland im Auftrag des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend 2004 ergab, dass 37 Prozent aller Befrag-
ten, d. h. mehr als jede dritte Frau in Deutschland 
ab dem 16. Lebensjahr im Laufe ihres Lebens kör-
perliche Gewalt und Übergriffe erlebt. 13 Prozent 
der befragten Frauen, also fast jede siebte Frau, 
gab an, seit dem 16. Lebensjahr Formen von se-
xueller Gewalt erlebt zu haben. Unterschiedliche 
Formen von sexueller Belästigung haben 58 Pro-
zent der Befragten erlebt.1

Zu ganz ähnlichen Ergebnissen kam zehn Jah-
re später die repräsentative Erhebung der Agen-
tur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) 
zu Gewalt gegen Frauen: Demnach hat jede drit-
te EU-Bewohnerin seit ihrem 15. Lebensjahr kör-
perliche und/oder sexuelle Gewalt erfahren. Elf 
Prozent der Frauen in der EU haben sexuelle Ge-
walt in einer oder mehreren Formen erlebt. Ge-
schätzt bis zu 55 Prozent der Frauen ist seit ihrem 

15. Lebensjahr sexuelle Belästigung widerfahren. 
Jede Zwanzigste ist vergewaltigt worden.2 Darü-
ber hinaus sind Frauen mit Behinderungen und 
Beeinträchtigungen im Lebensverlauf allen For-
men von Gewalt deutlich häufiger ausgesetzt als 
Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt und erleben 
erheblich häufiger fortgesetzte und multiple Ge-
walterfahrungen.

Die Studie „Lebenssituationen und Belastungen 
von Frauen mit Behinderungen und Beeinträch-
tigungen in Deutschland“ zeigt, dass fast 50 Pro-
zent der Frauen mit Behinderung in ihrer Kind-
heit, Jugend oder im Erwachsenenalter sexuelle 
Gewalt erleben. 58-75 Prozent der in der Studie 
befragten Frauen gaben an, körperliche Gewalt 
im Erwachsenenleben erlebt zu haben. Hiervon 
waren die gehörlosen und die psychisch erkrank-
ten Frauen (mit 73 bzw. 75 Prozent) am häufigs-
ten betroffen.3

1.2  Entwicklung des Arbeitsfeldes 
  geschlechtsspezifischer 
  Antigewaltarbeit

In der Arbeiterwohlfahrt hatte das Thema Ge-
walt gegen Frauen schon immer einen Platz. Die 
Arbeiterwohlfahrt ging 1919 aus einer Initiative 
von Marie Juchacz hervor und ist aus den Ide-
en des demokratischen Sozialismus der sozialde-
mokratischen Arbeiterbewegung entstanden. Sie 
ist der einzige Verband der Freien Wohlfahrts-
pflege, der von einer Frau gegründet wurde. Die 
Gründerinnen der AWO wollten Frauen darin un-
terstützen, ihr Leben eigenverantwortlich und 
selbstbewusst zu gestalten. Als zentrale Voraus-
setzungen dafür wurden das Recht auf Selbst-

1 Schröttle, Monika/Müller, Ursula, 2004: Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen 
in Deutschland. Eine repräsentative Untersuchung zu Gewalt gegen Frauen in Deutschland. Im 
Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Zusammenfassung 
zentraler Studienergebnisse. http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung4/Pdf-Anlagen/
kurzfassung-gewalt-frauen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf, S. 7.

2 Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA), 2014: Gewalt gegen Frauen: eine EU-
weite Erhebung. Memo/5. März 2014. http://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-media-memo-
violence-against-women_de.pdf; Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, 2014: 
Gewalt gegen Frauen: eine EU-weite Erhebung. Ergebnisse auf einen Blick. Luxemburg: Amt für 
Veröffentlichungen. http://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-2014-vaw-survey-at-a-glance-
oct14_de.pdf.

3 Schröttle, Monika et al., 2012: Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit 
Behinderungen und Beeinträchtigungen in Deutschland – Kurzfassung erstellt im Auftrag 
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bestimmung über den eigenen Körper, ein durch 
die eigene Berufstätigkeit gesichertes Einkom-
men sowie das Recht auf politische Mitbestim-
mung angesehen. Fürsorge war unter dieser Ziel-
stellung ein Ausdruck von Solidarität und sollte 
als Hilfe zur Selbsthilfe eine notwendige Bedin-
gung für die Umsetzung eigener Lebensentwürfe 
sein.

Aus dieser Historie heraus ergibt sich für die AWO 
eine besondere Verpflichtung, sich aktiv für Ge-
schlechtergerechtigkeit und insbesondere ge-
gen Gewalt gegen Frauen zu engagieren. Die AWO 
setzt sich auch heute ein für die Selbstbestim-
mung aller Menschen über ihren Körper und für 
das Recht aller Menschen, ihr Geschlecht und ihre 
Sexualität selbstbestimmt, ohne Zwang und Ge-
walt zu leben.4

Die AWO beteiligte sich aktiv und öffentlich an den 
in den 1970er Jahren durch die Zweite Frauen-
bewegung angestoßenen gesellschaftlichen De-
batten zur Gewaltbetroffenheit von Frauen in ih-
ren Partnerschaften. Mit dem Slogan „Das Private 
ist politisch“ und auf der Basis einer kritischen 
Analyse der patriarchalen Strukturen unserer Ge-
sellschaft enttabuisierte die Frauen bewegung das 
Thema Gewalt gegen Frauen. Frauenhäuser wur-
den als Schutzräume für diejenigen Frauen einge-
richtet, die aus von Gewalt geprägten Beziehun-
gen flüchten wollten und konnten. Damit wurden 
Frauen zu handelnden, widerständigen Subjek-
ten und legten den Opferstatus ab.

In diesem Kontext gründete die AWO 1979 ihr ers-
tes Frauenschutzhaus im Saarland. Viele weitere 
Einrichtungen folgten. Diese sind seit ihrem Be-
stehen Ende der 1970er Jahre die Basis für die Ent-

wicklung von wissenschaftlichen Erkenntnissen, 
von Fachlichkeit, von Kooperationen (von Jugend-
amt bis Polizei) und nicht zuletzt für rechtliche 
Verbesserungen zum Schutz von Frauen und Kin-
dern vor Gewalt. Darüber hinaus hat sich das Hil-
fesystem in den letzten 20 Jahren erweitert und 
spezialisiert. So ist die AWO bundesweit Träge-
rin von rund 40 Frauenhäusern sowie mehr als 
35 Fachberatungsstellen (Stand Juni 2016) bei 
Gewalt im sozialen Nahraum und bietet durch ihr 
ausdifferenziertes Hilfesystem niedrigschwellige 
Zugänge zu Schutz und Hilfe. Soziale Arbeit auf 
der Basis eines geschlechtsspezifischen Ansatzes 
und traumasensibler Professionalität prägt die 
Arbeit vor Ort. Diese stützt sich auf Artikel 2 Ab-
satz 2 Grundgesetz, der die körperliche und see-
lische Unversehrtheit zusichert: „Jeder hat das 
Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 
Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese 
Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes einge-
griffen werden.“

1.3  Rechtliche und gesellschaftliche 
  Veränderungen

Auf der Grundlage feministischer Gesellschafts-
analysen, gestützt durch Studien und Theorien, 
die sich aus der Praxis der Frauenhäuser ableite-
ten, mit Initiativen, Demonstrationen und politi-
schen Protesten, die durch die AWO fachpolitisch 
unterstützt wurden, hat die Frauenbewegung 
eine Reihe von rechtlichen und damit gesell-
schaftlichen Veränderungen angestoßen oder 
auch durchgesetzt.

Sukzessive wurden die Rechte von Frauen ge-
stärkt: Mit dem 1958 in Kraft getretenen Gesetz 

des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. http://www.bmfsfj.de/
RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/ Pdf-Anlagen/Lebenssituation-und-Belastungen-von-
Frauen-mit-Behinderungen-Kurzfassung, property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.
pdf; Schröttle, Monika et al., 2013: Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit 
Behinderungen und Beein trächtigungen in Deutschland – Langfassung erstellt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend. http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/
Lebenssituation-und-Belastungen-von-Frauen-mit-Behinderungen-Langfassung-Ergebnisse_
20der_20quantitativen-Befragung,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf.

4 Siehe AWO Bundesverband e. V., 2015: Hamburger Erklärung. Auf dem Weg zur 
Geschlechtergerechtigkeit – ein Blick auf Frauen- und Gleichstellungspolitik von der Gründung der 
AWO bis zur Gegenwart. http://www.awo-informationsservice.org/uploads/media/Hamburger_
Erklaerung_zur_Frauen-_und_Gleichstellungspolitik_der_AWO.pdf
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über die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
änderte sich vor allem das Familienrecht. 1961 
wurde bspw. eine Verbesserung der Rechtsstel-
lung der Frauen im Scheidungsfall eingeführt. 
1977 wurde mit dem Ersten Gesetz zur Reform 
des Ehe- und Familienrechts die Hausfrauenehe 
abgeschafft und das „Partnerschaftsprinzip“ ein-
geführt.5 Vergewaltigung in der Ehe gilt allerdings 
erst seit 1997 als Straftatbestand. Am 1. Dezem-
ber 1999 trat der Aktionsplan der Bundesregie-
rung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
in Kraft.6

Am 1. Januar 2002 wurde das „Gesetz zur Ver-
besserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Ge-
walttaten und Nachstellungen sowie zur Erleich-
terung der Überlassung der Ehewohnung bei 
Trennung“ rechtsgültig. In dem Gesetz ist der 
Grundsatz „Wer schlägt, muss gehen – das Opfer 
bleibt in der Wohnung“ verankert. Das darin ent-
haltene Gewaltschutzgesetz schafft eine klare 
Rechtsgrundlage für Schutzanordnungen des Zi-
vilgerichts. Diese umfassen insbesondere Kon-
takt-, Näherungs- und Belästigungsverbote bei 
vorsätzlichen und widerrechtlichen Verletzungen 
von Körper, Gesundheit oder Freiheit einer Person 
einschließlich der Drohung mit solchen Verlet-
zungen. Zur Ergänzung des Gewaltschutzgeset-
zes haben die Bundesländer ihre Polizeigesetze 
geändert: Die Polizei hat damit eine ausdrück-
liche Eingriffsbefugnis für eine Wegweisung des 
Gewalttäters aus der Wohnung direkt nach einer 
Gewalttat. Auch in Fällen von Stalking kann mit 
einer Schutzanordnung gegen den Belästiger vor-
gegangen werden.

Seit dem 1. April 2007 existiert mit dem „Ge-
setz zur Strafbarkeit beharrlicher Nachstellung“ 

ein Straftatbestand im Strafgesetzbuch (StGB), 
der explizit auf das Phänomen Stalking eingeht. 
Handlungen, durch die Personen durch „un-
befugtes“ und „beharrliches Nachstellen“ die 
räumliche Nähe des Opfers aufsuchen, durch Ver-
wendung von Kommunikationsmitteln oder über 
Dritte Kontakt zu ihm herstellen oder z. B. unter 
missbräuchlicher Verwendung von dessen perso-
nenbezogenen Daten Bestellungen oder Dienst-
leistungen in Auftrag geben, werden unter Stra-
fe gestellt.7

2007 beschloss die Bundesregierung außerdem den 
„Aktionsplan II zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen“.8 Sechs Jahre später wurde das Hilfetelefon 
„Gewalt gegen Frauen“ eingerichtet. Unter der kos-
tenlosen Telefonnummer 08000 116 016 bietet es 
Unterstützung und Hilfe bei allen Formen von Ge-
walt gegen Frauen. Neben den betroffenen Frau-
en können sich auch Angehörige, Freund*innen 
und Menschen aus dem sozialen Umfeld sowie 
Fachkräfte an das Hilfetelefon wenden. Das Hilfe-
telefon ist rund um die Uhr erreichbar, die Beratung 
ist vertraulich und in mehreren Sprachen möglich.9

1.4  Zur Situation der Frauenhäuser, 
  der Fachberatungsstellen und 
  anderer Unterstützungsangebote

Mit dem Bericht zur Situation der Frauenhäuser, 
der Fachberatungsstellen und anderer Unterstüt-
zungsangebote für gewaltbetroffene Frauen und 
deren Kinder in Deutschland legte die Bundes-
regierung 2012 erstmals eine Bestandsaufnah-
me des Hilfesystems bei Gewalt gegen Frauen in 
seiner gesamten Breite und bundesweiten Diffe-
renzierung vor.10 Der Bericht bestätigte die seit 

5 Eheleute müssen ab jetzt die Haushaltsführung einvernehmlich regeln. Auch Frauen haben nun 
das Recht auf Berufstätigkeit, auch Männer müssen auf familiäre Verpflichtungen Rücksicht 
nehmen.

6 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Broschüre: Aktionsplan I der 
Bundesregierung 
zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen (1999). http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/
Abteilung4/Pdf-Anlagen/gewalt-aktionsplan-gewalt-frauen-ohne-vorwort,property=pdf,bereich
=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf

7 Da der Tatbestand des Stalkings nur dann erfüllt ist, wenn die Tat eine schwerwiegende 
Beeinträchtigung der Lebensgestaltung des Opfers verursacht hat, wird die Strafbarkeit nicht 
von der Handlung des Täters und deren Qualität abhängig gemacht, sondern allein davon, ob 
und wie das Opfer auf diese Handlung reagiert. Um den Schutz von Stalkingopfern zu verbessern 
und eine Verurteilung der Täter zu erleichtern, hat das Bundeskabinett im Juli 2016 den Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes gegen Nachstellungen beschlossen. Zum Stand des 
Gesetzgebungsverfahrens siehe http://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/
Stalking.html?nn=6705022.
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vielen Jahren von AWO und Frauenhauskoordi-
nierung e. V. beklagten Versorgungslücken in der 
Hilfe-Infrastruktur, die Unterfinanzierung sowie 
fehlendes Personal und eine unzureichende Aus-
stattung der Frauenhäuser und Beratungsstellen.

So erkannte es die Bundesregierung in ihrer Stel-
lungnahme zum Bericht bezogen auf die Frauen-
häuser „als grundlegenden strukturellen Nach-
teil [an], dass die leistungsrechtliche Verortung 
der Hilfen für gewaltbetroffene Frauen zur Zeit 
überwiegend über Normen des Sozialrechts er-
folgt und nicht auf den individuellen Hilfebedarf 
bei Gewalterfahrungen“ zugeschnitten ist. Dies 
gilt insbesondere für das SGB II. Strukturell ähn-
liche Probleme bestehen auch im Hinblick auf die 
psychosozialen Leistungen im SGB XII und Asylbe-
werberleistungsgesetz (AsylblG).11 Doch obwohl 
die damalige Bundesregierung ausdrücklich klar-
stellte, dass sie unter dem Aspekt der Wahrung 
der Rechtseinheit sowie der Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 
bundesgesetzliche Regelungen im Sinne des Arti-
kel 72 Absatz 2 GG für erforderlich hält12, wurden 
bis dato keine Lösungen geschaffen.

Die derzeitige Grundlage des Hilfenetzes ist ein 
bunter Flickenteppich aus verschiedenen Finan-
zierungsmodellen der Länder und Kommunen – 
mit negativen Auswirkungen für den Schutz be-
troffener Frauen und deren Kinder. Obwohl 
Länder und Kommunen ihre Zuständigkeit für das 
Hilfenetz reklamieren, halten sie an der beschrie-
benen, unzureichenden und hochschwellig ange-
legten Infrastruktur von Schutz- und Unterstüt-
zungseinrichtungen fest. Zwar gibt es in fast allen 
Bundesländern Förderprogramme und Richtlini-
en, nach denen Zuschüsse teils zu Personal-, teils 

zu Sachkosten oder zu Investitionskosten ge-
währt werden. Diese reichen in der Regel zur Fi-
nanzierung jedoch nicht aus. Zudem handelt es 
sich hierbei um freiwillige Leistungen, die kei-
ne Planungssicherheit geben und bei schwierigen 
Haushaltslagen jederzeit gekürzt oder gestrichen 
werden können. Die notwendige Komplementär-
finanzierung ist von den Kommunen zu leisten.

Besonders spitzt sich die Situation in den Frau-
enhäusern zu. Seit Einführung des SGB II gehen 
Kommunen verstärkt dazu über, die Finanzie-
rung in Form von Tagessätzen zu praktizieren. 
Problematisch ist die Grundlage der individuel-
len Leistungsansprüche der Bewohnerinnen nach 
SGB II, SGB XII und AsylbLG. Damit werden z. B. 
Student*innen, bestimmte Migrant*innen oder 
hochgefährdete Frauen aus anderen Bundeslän-
dern und Kommunen von Hilfen ausgeschlossen. 
Frauen mit einem eigenen Erwerbseinkommen 
müssen ihren Frauenhausaufenthalt selbst fi-
nanzieren. Für Frauen mit niedrigem Erwerbsein-
kommen kann der Frauenhausaufenthalt uner-
schwinglich werden. Dies kann dazu führen, dass 
Frauen mit ihren Kindern in Gewaltbeziehungen 
verbleiben oder in diese zurückkehren. Darüber 
hinaus sind nicht alle Kosten des Frauenhauses 
im Rahmen der Leistungsansprüche realisierbar. 
Hierdurch ergeben sich vielfach große Finanzie-
rungsschwierigkeiten für die Frauenhäuser.

Insgesamt haben sich die Rahmenbedingungen des 
Hilfesystems trotz des kritischen Lage berichtes 
der Bundesregierung nicht verändert. Die Finan-
zierung und der Ausbau der Hilfestrukturen sind 
weiterhin ebenso wenig sichergestellt wie ein 
Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe bei Gewalt 
im sozialen Nahraum.13 Vielmehr führt der sich 

8 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2007: Aktionsplan II der 
Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen. http://www.bmfsfj.de/
RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/aktionsplan-II-zur-bek_C3_A4mpfung-von-
gewalt-gegen-frauen,property=pdf,bereich=bmfsfj,
sprache=de,rwb=true.pdf

9 Vgl. http://www.hilfetelefon.de
10 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), 2013: Bericht 

der Bundesregierung zur Situation der Frauenhäuser, Fachberatungsstellen und anderer 
Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder. http://www.bmfsfj.de/
RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/Bericht-der-Bundesregierung-zur-Situation-
der-Frauenh_C3_A4user,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf

11 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), 2013: Bericht 
der Bundesregierung zur Situation der Frauenhäuser, Fachberatungsstellen und anderer 
Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder, S. XXIX.

12 Ebd., S. XXV, 327.
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über die Zugangsbarrieren manifestierende, hohe 
bürokratische Aufwand zu einer Verlagerung der 
Arbeitsschwerpunkte. Sozialwirtschaftliche Fra-
gen und Existenzsicherung sind vielerorts we-
sentliche Themen der Beratungsarbeit. Schutz 
und Hilfe für gewaltbetroffene Frauen und de-
ren Kinder erfordern eine hohe Professionalität 
und Stabilität des Hilfesystems sowie bedürfnis-
gerechte Hilfen und müssen aus Sicherheitsgrün-
den überregional gewährleistet sein. Deshalb 
setzt sich die AWO seit langem für einen indivi-
duellen Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe für 
gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder ein. 
Dieser Anspruch muss unabhängig von Herkunft, 
Aufenthaltsstatus, Einkommen und Gesundheits-
zustand finanziell gesichert sein.

Auch das Übereinkommen des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Kon-
vention),14 das 2014 in Kraft trat, verpflichtet 
die Unterzeichnerstaaten, Prävention, Beratung, 
Schutz und effektive Rechtsmittel für gewaltbe-
troffene Frauen zu garantieren. Dazu zählt un-
ter anderem, über Hilfsangebote und juristische 
Mittel zu informieren. Ebenso sollen Schutzräu-
me, Telefon-Hotlines und spezielle Hilfszentren 
für Vergewaltigungsopfer geschaffen werden.

Am 7. Juli 2016 beschloss der Bundestag eine Re-
form des Sexualstrafrechts, mit dem zum Schutz 
der sexuellen Selbstbestimmung unter ande-
rem das Prinzip „Nein heißt Nein“ und damit alle 
nichteinvernehmlichen sexuellen Handlungen 
unter Strafe gestellt werden. Mit den vorgese-
henen Änderungen im Strafrecht sollen Strafbar-
keitslücken geschlossen und die Istanbul-Kon-
vention ratifiziert werden. Bisher hat Deutschland 
die Istanbul-Konvention jedoch noch nicht rati-
fiziert (Stand Dezember 2016). Ein breites Bünd-
nis von Frauenrechtsorganisationen und anderen 
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen, an dem sich 
auch die AWO beteiligte, hatte eine entsprechen-
de Reform des Sexualstrafrechts seit Langem ge-
fordert und vorbereitet.15

Die AWO wird auch künftig die bestehende ge-
schlechtsspezifische Diskriminierung und Gewalt 
skandalisieren und sich für ein gewaltfreies Mit-
einander aller Geschlechter einsetzen.

13 Siehe Frauenhauskoordinierung e. V., 2012. Stellungnahme zum „Bericht der Bundesregierung 
zur Situation der Frauenhäuser, Frauenberatungsstellen und anderer Unterstützungsangebote für 
gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder“. http://www.frauenhauskoordinierung.de/uploads/
media/Stellungnahme_FHK_Bericht_BReg_7.11.2012_01.pdf; Margarete Schuler-Harms/Prof. 
Dr. Joachim Wieland, 2012: Der Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe für von Gewalt betroffene 
Frauen und deren Kinder. Rechtsgutachten hrsg. vom Paritätischem Wohlfahrtsverband 
Gesamtverband e. V. in Kooperation mit AWO Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V., Deutschem 
Roten Kreuz e. V., Diakonischem Werk der EKD e. V., Sozialdienst katholischer Frauen Gesamtverein 
e. V./Deutschem Caritasverband e. V. http://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/
redakteure/pdfs/Aktuelles/Rechtsgutachten_-_Rechtsanspruch_auf_Schutz_und_Hilfe_fuer_von_
Gewalt_betroffene_Frauen__web.pdf; Dagmar Oberlies, 2012: Rechtliche Anforderungen und 
Möglichkeiten der Ausgestaltung und Finanzierung des Hilfesystems bei Gewalt. Rechtsgutachten 
erstellt im Auftrag des bff – Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe. Frauen 
gegen Gewalt e. V. https://www.frauen-gegen-gewalt.de/finanzierung-von-hilfe.html?file=tl_
files/downloads/rechtliche_dokumente/bff_Rechtsgutachten.pdf.

14 Europarat, 2011: Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt und erläuternder Bericht. https://rm.coe.int/
CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=0900001680462535

15 AWO sagt „Ja“ zu „Nein heißt Nein“. Pressemitteilung des AWO Bundesverbandes e. V. 
vom 05.07.2016. http://www.awo.org/de/aktuelles-und-presse/presse/einzelansicht/?tx_
ttnews%5Btt_news%5D=1096&cHash=67112cf109cb7a9ecad30b0b2fe8eb1c.
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2. Selbstverständnis der AWO im Arbeitsfeld 
geschlechtsspezifi scher Antigewaltarbeit

Die AWO ächtet jede Form von Gewalt, dazu ge-
hört insbesondere auch geschlechtsspezifische 
Gewalt gegen Frauen im sozialen Nahraum. Sie 
betrachtet den Schutz vor sowie die Bekämpfung 
und Prävention von geschlechtsspezifischer Ge-
walt als gesellschaftliche Aufgabe. Zur Sicherstel-
lung von Schutz und Hilfe bei geschlechtsspezifi-
scher Gewalt setzt sich die AWO für die Schaffung 
einer bundesweit verbindlichen Rechtsgrundlage 
ein, die mit einem individuellen Rechtsanspruch 
den adäquaten Schutz und die bedarfsgerech-
te Unterstützung aller gewaltbetroffenen Frauen 
und deren Kinder entsprechend der individuel-
len Situation und unabhängig von Einkommens-
situation, Aufenthaltstitel, Herkunftsort, sozia-
lem Status, gesundheitlicher Einschränkung oder 
Behinderung sichern muss. Darüber hinaus muss 
eine bundesgesetzliche Regelung auch die erfor-
derliche Hilfeinfrastruktur sichern. Dazu ist ein 
breit gefächertes, bedarfsgerechtes, flächende-
ckendes Hilfesystem aus Frauenhäusern, Fach-
beratungsstellen und weiteren spezialisierten 
Beratungsangeboten vorzuhalten, welches dem 
unterschiedlichen Unterstützungsbedarf betrof-
fener Frauen und deren Kindern gerecht wird.

2.1 Gewalt im sozialen Nahraum

Im Einklang mit den Werten der AWO von Solida-
rität, Toleranz, Freiheit, Gleichheit und Gerech-
tigkeit und mit dem Ziel der Herstellung von Ge-
schlechtergerechtigkeit durch die Bekämpfung 
geschlechtsspezifischer Ungleichheiten, Hierar-
chien und Unterdrückungsverhältnisse, umfasst 
die vorrangige Zielgruppe der geschlechtsspezi-
fischen Antigewaltarbeit in der AWO alle Frauen 
und ihre Kinder, die von physischer, psychi-
scher und/oder sexualisierter Gewalt im sozialen 
Nahraum betroffen oder bedroht sind. Gewalt im 
sozialen Nahraum betrifft hauptsächlich Frauen. 
Dies gilt ungeachtet ihrer Nationalität, Herkunft, 
Religion, Weltanschauung sexuellen Orientierung 
und körperlichen Befähigung. Auch die im vor-
liegenden Positionspapier beschriebenen Hilfes-
trukturen richten sich vorrangig an Frauen und 
Kinder. Gleichzeitig sind auch Männer und Jun-
gen Opfer von Gewalt im sozialen Nahraum. Für 
die Weiterentwicklung der geschlechtsspezifi-

schen Antigewaltarbeit in der AWO wird die Ar-
beit mit von Gewalt im sozialen Nahraum betrof-
fenen Männern künftig ein Thema sein.

Der Begriff „geschlechtsspezifische Gewalt gegen 
Frauen“ bezeichnet Formen von Gewalt, die ge-
gen eine Frau gerichtet sind, weil sie eine Frau 
ist oder Frauen unverhältnismäßig stark betrifft. 
In Übereinstimmung mit der Istanbul-Konventi-
on wird Gewalt gegen Frauen als eine Menschen-
rechtsverletzung und eine Form der Diskriminie-
rung von Frauen verstanden. Bezeichnet werden 
damit alle Handlungen geschlechtsspezifischer 
Gewalt, die zu körperlichen, sexuellen, psychi-
schen oder wirtschaftlichen Schäden oder Leiden 
bei Frauen führen können, einschließlich der An-
drohung solcher Handlungen, der Nötigung oder 
willkürlicher Freiheitsentziehung, sei es im öf-
fentlichen oder privaten Leben.16 

Statt von häuslicher Gewalt wird im vorliegenden 
Papier im Unterschied zu vorherigen Dokumenten 
der AWO von „Gewalt im sozialen Nahraum“ ge-
schrieben: Dieser Begriff ist Ausdruck einer Fach-
diskussion, die die heutige Vielfalt von Bezie-
hungsstrukturen und Lebensrealitäten in den 
Blick nimmt und der Tatsache Rechnung trägt, dass 
Frauen zunehmend von Gewalt betroffen sind, die 
nicht ausschließlich in der Paarbeziehung statt-
findet. Zwar sind Täter*innen bei Gewalt gegen 
Frauen überwiegend im unmittelbaren sozialen 
Nahraum von Partnerschaft und Familie und damit 
im häuslichen Kontext zu verorten. Doch nimmt 
z. B. bei in Einrichtungen lebenden Frauen mit Be-
einträchtigungen körperliche, sexuelle und/oder 
psychische Gewalt durch andere Bewohner*innen, 
Arbeitskolleg*innen und/oder Personal eine be-
sondere Rolle ein.17 Andere Frauen erleben Gewalt 
durch Familienangehörige oder andere Bezugs-
personen. Allen darunter gefassten Formen der 
Gewalt ist gemein, dass diese eine enge persönli-
che und verbindliche Beziehung voraussetzen. Der 
Begriff „Gewalt im sozialen Nahraum“ – ebenso 
wie die mehr oder weniger synonymen Begriff-
lichkeiten „Gewalt in nahen/engen sozialen Be-
ziehungen“ oder „familiäre Gewalt“ – hat sich vor 
allem in der Zusammenarbeit mit anderen Koope-
rationspartner*innen (Justiz, Polizei, Jugendamt, 
etc.) als tragfähiger Arbeitsbegriff etabliert.

16 Vgl. Europarat, 2011, Artikel 3.
17 Vgl. Schröttle et al., 2012, S. 27.
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Gewalt im sozialen Nahraum geht in den meis-
ten Fällen von Männern aus.18 Dass auch Frauen 
Täterinnen sein können, ist ein in weiten Teilen 
tabuisiertes Thema. In heterosexuellen Bezie-
hungen wird dieses Tabu mit dem Blick auf den 
Mann als Opfer noch verstärkt (Täter-Opfer-
Umkehrung). Neuere Studien der Paargewaltfor-
schung öffnen hier den Blick auf die Gewalt in 
Form eines paardynamischen Konfliktgesche-
hens: Frauen und Männer erleben Gewalt und 
üben diese auf dem Hintergrund eines meist un-
sicheren Bindungstypus und intradyadischer For-
derungs- und Rückzugsmuster aus.19 Auch in 
lesbischen Beziehungen kommt es zu Partner-
schaftsgewalt und Untersuchungen gehen davon 
aus, dass das Ausmaß von Gewalt in gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften annähernd gleich 
hoch ist, wie in heterosexuellen Partnerschaf-
ten.20 Darüber hinaus können auch weibliche 
Verwandte – oder wie im Fall von in Einrichtun-
gen lebenden Frauen und Männern – Bewohner-
innen, Arbeitskolleginnen oder weibliches Perso-
nal Gewalttäterinnen sein.

Im Folgenden wird der Täterbegriff in der männ-
lichen Form verwendet, da diese Konstellation in 
der überwiegenden Zahl der Fälle auftritt. Da-
mit wird die Position der AWO unterstrichen, dass 
geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen als 
Ausdruck historisch gewachsener und strukturell 
verfestigter ungleicher Machtverhältnisse zwischen 
den Geschlechtern zu verstehen ist. Gleichzeitig 
wird es die künftige Aufgabe der AWO sein, für an-
dere Formen der Gewalt (in gleichgeschlechtlichen 

Beziehungen, gegen Kinder, von Kindern gegen El-
tern, von Frauen gegen (Ex-)Partner) eigenständige 
Konzepte und Standards zu entwickeln.

Das Schaubild auf der rechten Seite illustriert die 
verschiedenen Formen geschlechtsspezifischer Ge-
walt gegen Frauen. Es zeigt, dass Gewalt im so-
zialen Nahraum zumeist ein komplexes Misshand-
lungssystem beinhaltet, das verschiedene Formen 
der hier dargestellten Aktionsebenen beinhaltet 
und auf Macht und Kontrolle in einer Beziehung 
abzielt.

2.2 Ziele und Aufgaben der 
  geschlechtsspezifischen 
  Antigewaltarbeit

Ziel der geschlechtsspezifischen Antigewaltar-
beit der AWO ist es, Frauen mit ihren Kindern 
Schutz zu bieten und eine gewaltfreie Perspekti-
ve für ihr weiteres Leben in unserer Gesellschaft 
zu erschließen. Kurzfristig geht es darum, im Sin-
ne einer Krisenintervention von Gewalt betrof-
fene Frauen (und deren Kinder) zu stabilisieren. 
Mittelfristig sollen Frauen gestärkt und durch die 
Mobilisierung der eigenen Kräfte für ein Leben 
ohne Gewalt unterstützt werden. Langfristig geht 
es um die Prävention von und die Bekämpfung 
der Ursachen und Strukturen von geschlechts-
spezifischer Gewalt.

Gewalt gegen Frauen hat weitreichende Auswir-
kungen auf Gesundheit, körperliche und seelische 

18 Vgl. Schröttle/Müller, 2004, S. 7-8.
19 Vgl. Küken-Beckmann, Heike, 2016: „Gewaltdynamik in Paarbeziehungen“. Vortrag beim 

3. Fachaustausch „Hilfesystem für gewaltbetroffene Frauen und Täterarbeit Häusliche 
Gewalt“ der Bundesarbeitsgemeinschaft Täterarbeit Häusliche Gewalt e. V. in Kooperation mit 
Frauenhauskoordinierung e. V., Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe 
Frauen gegen Gewalt e. V. und Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser, Köln. http://
www.bag-taeterarbeit.de/aktuell/aktuell/3-fachaustausch-hilfesystem-fur-gewaltbetroffene-
frauen-und-taterarbeit-hausliche-gewalt/download/vortrag-fachaustausch-08-06-2016-
dr-heike-kuken-pdf.html; dies., 2012: Gewalt zwischen Intimpartnern als intradyadisches 
Konfliktgeschehen im zeitlichen Verlauf. Frankfurt: Verlag für Polizeiwissenschaft.

20 Vgl. Ohms, Constance, 2008: Das Fremde in mir. Gewaltdynamiken in Liebesbeziehungen 
zwischen Frauen. Soziologische Perspektiven auf ein Tabuthema. Bielefeld; Broken Rainbow e. V. 
(Hg.), 2008: Lesbische Täterinnen häuslicher Gewalt. Leitfaden für die psycho-soziale Arbeit 
mit lesbischen Frauen, die Gewalt ausüben. www.taeterinnen.org; Ohms, Constance, 2006: 
Gewalt gegen Lesben und häusliche Gewalt in lesbischen Zusammenhängen – Auswertung der 
Erhebungsbögen der Lesbenberatungsstellen und Lesbentelefone. http://broken-rainbow.de/
material/BR_Bundeserhebung_02_04.pdf; Ohms, Constance/Müller, Karin (Hg.), 2004: Macht 
und Ohnmacht – Gewalt in lesbischen Beziehungen. Berlin; Ohms, Constance (Hg.), 2002: Gegen 
Gewalt – Ein Leitfaden für Beratungsstellen und Polizei zum Umgang mit Gewalt in lesbischen 
Beziehungen. Frankfurt/Berlin.
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• Destruktive Beziehungsgestaltung durch z. B. 
Erniedrigung, Beschämung, entwertende Kom-
munikation

• Tyrannisches Benehmen, bspw. Einschüchterung 
durch Blicke und Gesten, am Arbeitsplatz terrori-
sieren

• Isolation durch Verbot von Außenkontakten 

• Kontrolle, auch in Bezug auf Erwerbstätigkeit

• Abstreiten und bagatellisieren vorgefallener 
Misshandlungen 

• Emotionale Erpressung

• Sexuelle Grenzverletzungen, z. B. Zerstö-
rung der sexuellen Integrität

• Instrumentalisieren der 
Kinder

• Zwang zur Mitwirkung 
an und/oder Mitan-
sehen von porno-
graphischen 
Darstellungen

• Bedrohungen

• Stalking 

• Benachteiligung von Frauen auf dem Erwerbs-
arbeitsmarkt (gender pay gap, horizontale und 
vertikale Segregation des Erwerbsarbeitsmark-
tes, Unterrepräsentanz von Frauen in Führungs-
positionen)

• Carearbeit als Arbeit, die überwiegend und unbe-
zahlt von Frauen geleistet wird

• Erhöhtes Armutsrisiko von Frauen

• Männliche Privilegien und Rollenstereotype, die 
Frauen abwerten (z. B. Sexismus in der Werbung)

• Fehlende kinderzentrierte Schutzregelungen bei 
partnerschaftlicher Gewalt, z. B. bei Umgangs-

regelungen 

• Androhung körperlicher 
Gewalt gegenüber der Frau und 
den Kindern

• Misshandlungen durch Schlagen, Stoßen, Ver-
brennen, Treten, Ohrfeigen bis hin zu Tötungs-
delikten

• Misshandlungen mit Gegenständen

• sexualisierte Gewalt

• Zwangsverheiratung

• Zwang zur Prostituion

• Sexuelle Anmache

• Cyber-Stalking 
durch Belästigung, 

Nachstellung und/oder 
Einschüchterung

•  Verbreitung (manipulierter) Fotos

• Kontaktierung/Belästigung des sozialen 
Umfelds

• Identitätsdiebstahl/Fake-Profi le

• Kriminalisierung durch Begehen einer Straftat im 
Namen der Opfers

• Cybermobbing durch Flaming (Beleidigung, 
Beschimpfung), Denigration (Denunzieren, 
Gerüchte verbreiten ), Outing & Tickery (Bloßstel-
len), Cyberthreats (offene Androhung von Gewalt)

• Kinderpornografi e/ -handel
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Unversehrtheit, familiäre und soziale Beziehun-
gen sowie auf die Erwerbssituation der betroffe-
nen Frauen. Bei mitbetroffenen Kindern besteht 
ein erhöhtes Risiko einer gestörten Persönlich-
keitsentwicklung und der Weitergabe der erleb-
ten Beziehungsmuster an nachfolgende Genera-
tionen. Neben den persönlichen Folgen, welche 
die Frauen und ihre Kinder zu tragen haben, ver-
ursacht Gewalt im sozialen Nahraum hohe öko-
nomische Kosten für die Gesellschaft, welche bei 
weitem die Kosten übertreffen, die für eine nach-
haltige Finanzierung von Zufluchtsorten, profes-
sionelle rechtliche, finanzielle und psychosoziale 
Beratung sowie für Präventionsmaßnahmen not-
wendig wären.

Dabei beinhaltet Prävention sowohl die „primäre 
Prävention, die in Schulen und Bildungseinrich-
tungen, aber auch bei Kindern und Jugendlichen, 
die Opfer häuslicher Gewalt wurden, ansetzen 
kann, als auch die sekundäre Prävention im Sin-
ne der Verhinderung weiterer Gewalt an Frauen 
durch gezielte Schutzmaßnahmen und Täterar-
beit, sowie nicht zuletzt die tertiäre Gewaltprä-
vention, die hilft, negative Folgen von erlebter 
Gewalt zu verarbeiten und Stabilisierungs- wie 
Heilungsprozesse einzuleiten.“21

Die AWO engagiert sich dafür, dass Prävention 
und Bekämpfung von sowie Schutz vor Gewalt als 
politische Querschnittsaufgabe in den Ressorts 
Sicherheit, Justiz, Soziales, Gesundheit, Familie, 
Bildung und Wirtschaft implementiert wird. Die 
AWO setzt sich im Rahmen der Ausgestaltung und 
Beratung von Rechtsnormen bspw. im Familien-
recht, Zivilrecht, Strafrecht, Verwaltungsrecht, 
Europarecht und Völkerrecht für ein gewaltfreies 
soziales Miteinander ein. Außerdem steht die AWO 
für eine bedarfsgerechte und bundeseinheitliche 
Finanzierung der Hilfestrukturen und fordert eine 
umfassende Debatte zum Thema geschlechtsspe-
zifische Gewalt sowie die Überwindung von ge-
schlechtsspezifischen Rollenzuweisungen, die auf 
der Vorstellung der Unterlegenheit von Frauen 
beruhen.

Die AWO versteht Gewalt im sozialen Nahraum als 
ein gesellschaftliches Problem, welches nach-
drücklich durch die gesamte Gesellschaft be-
kämpft werden muss. Die gesellschaftliche Ver-

antwortung umfasst einen Schutzauftrag, so 
müssen bspw. Fachkräfte in Ämtern und Behör-
den, bei der Polizei, im Gesundheitswesen und 
der Justiz für das Thema sensibilisiert und praxis-
orientierte und klare Handlungskompetenzen für 
den Umgang mit gewaltbetroffenen Frauen und 
Kindern vermittelt werden.

Das Gesundheitswesen ist eine wichtige Schnitt-
stelle in der Erkennung und Behandlung von ge-
walttätigen Übergriffen. Hier sind in den Arzt-
praxen, den Kliniken sowie bei Therapeut*innen 
verbindliche Verfahren und Handreichungen ein-
zuführen. Bisher treffen gewaltbetroffene Frauen 
innerhalb medizinischer und psychiatrischer Ver-
sorgung oft auf Unwissenheit und Unverständnis 
für ihre Situation und müssen mit Stigmatisie-
rung rechnen. Es fehlt an kurzfristig verfügbaren 
und ortsnahen Therapien, die auf Traumatisie-
rung und Verarbeitung von häuslicher und sexu-
eller Gewalt spezialisiert sind.

Als Wohlfahrtsverband hat die AWO eine beson-
dere Verantwortung und konkrete Handlungs-
möglichkeiten zur Prävention und Bekämpfung 
von geschlechtsspezifischer Gewalt. Gewalt-
schutz spiegelt sich im sozialen Unternehmen in 
der grundsätzlichen Ächtung von geschlechts-
bezogener Diskriminierung und Machtausübung 
wieder. Als Querschnittsthema hat die Interven-
tion bei und Prävention von Gewalt im sozialen 
Nahraum Relevanz in verschiedenen Angeboten 
und Diensten der AWO, wie das Schaubild auf der 
rechten Seite illustriert.

Damit eine gelingende Antigewaltarbeit um-
gesetzt werden kann, muss die Versäulung der 
Hilfestrukturen überwunden werden und die 
verschiedenen, für die Arbeit in Gewaltschutz-
kontexten relevanten Angebote koordiniert in-
einander greifen. Die unterschiedlichen sozia-
len Einrichtungen sind als sichere Orte des Lebens 
zu gestalten. Diese arbeiten grenzwahrend und 
fördern somit eine Kultur von Respekt und Acht-
samkeit. In Einrichtungsformen, die Familien und 
Frauen engmaschig z. B. mit einem Wohnangebot 
begleiten, ist ein besonderer Schutz sicherzustel-
len. Ein besonderes Augenmerk gilt Kindern, die 
familiäre Gewalt erleiden oder erlitten haben. Der 
Kinderschutz erfordert den Ausbau von Koopera-

21 Schröttle, Monika et al. 2016: Studie zur Bedarfsermittlung zum Hilfesystem für gewaltbetroffene 
Frauen und ihre Kinder in Bayern. Endbericht. Institut für empirische Soziologie an der Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg. http://www.stmas.bayern.de/imperia/md/content/
stmas/stmas_internet/frauen/bedarfsstudie_gewaltbetroffen.pdf.
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tionen zwischen dem Arbeitsfeld Erziehungshilfe 
und dem Hilfe- und Unterstützungssystem für ge-
waltbetroffene Frauen und deren Kinder. Frauen- 
und Kinderschutz sollte ineinander greifen, ohne 
die Integrität der Betroffenen zu erschüttern.

Die wesentlichen Bausteine der geschlechtsspe-
zifischen Antigewaltarbeit sind eine eindeutige 
verbandliche Haltung sowie die konzeptionelle 
Verankerung von Präventions- und Interventi-

onsansätzen. Flächendeckend muss den Fach-
kräften und Mitarbeiter*innen der AWO das 
Fachwissen zur Erkennung von Gewalt im sozi-
alen Nahraum, zu den Auswirkungen auf die Be-
troffenen sowie zu wirksamen und frühzeiti-
gen Präventions- und Interventionsansätzen, zur 
Optimierung und Professionalisierung des beste-
henden Hilfenetzes sowie der Einbeziehung des 
Gemeinwesens, vermittelt werden.

Gesundheitswesen
• Suchthilfe

• Psychischkranken-Versorgung

• (Reha)Kliniken

• Mutter-(Vater)-Kind-Kliniken

Eingliederungshilfe
• Wohneinrichtungen für Menschen mit Behinderung

• Werkstätten für Menschen mir Behinderung

• Tagesgruppen für psychisch kranke Menschen

• Wohnungslosenhilfe

Bildungsarbeit
• Bildungshäuser- und werke

• Jugendbildung

• Fort- und Weiterbildung

• Schulen

Jugendarbeit
• Jugendzentren, 

Jugendclubs

• Schulsozialarbeit

• Jugendwerk

Kinder- und Jugendarbeit
• Frühe Hilfen

• Kitas, offene Ganztagsschulen

• Sozialpädagogische Familienhilfe, 
Erziehungsbeistandschaft, 
Tagesgruppen etc.

• Familienberatung

• stationäre Erziehungsangebote

Migration
• Jugendmigrations-

dienste (JMD)

• Migrationsberatung für 
Erwachsene (MBE)

• Migrationsfachdienste

• Flüchtlingshilfe

Arbeitsmarktpolitik
• Beratungsangebote für 

Arbeitssuchende

• Berufl iche (Wieder)Ein-
gliederung

• Jugendberufshilfe

• Jugendwerkstätten

Allg. Sozialarbeit
• Gefährdetenhilfe

• Offene Sozialarbeit

Altenhilfe
• Altenbegegnungsstätten

• ambulante Dienste

• Tagesstätten für Demenz-
erkrankte

• Seniorenzentren

Frauenhilfe
• Schwangerschaftsberatung 

und sexuelle Bildung/Sexual-
pädagogik

• Hilfestrukturen bei Gewalt im 
sozialen Nahraum

• Andere Frauenberatung- und 
Kontaktstellen
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2.3  Leitlinien und Prinzipien der 
  geschlechtsspezifischen 
  Antigewaltarbeit

Die Hilfestrukturen bei Gewalt im sozialen Nah-
raum sind Angebote einer emanzipatorischen So-
zialarbeit, die Hilfe zur Selbsthilfe und Selbst-
bestimmung statt Abhängigkeit ermöglicht und 
sich durch fachliche Kompetenz und persönli-
ches Engagement auszeichnet. Die Leitlinien der 
geschlechtsspezifischen Antigewaltarbeit orientie-
ren sich an der besonderen persönlichen und so-
zialen Situation der von Gewalt betroffenen Frau-
en in unserer Gesellschaft und werden bestimmt 
durch die Leitsätze und das Leitbild der AWO.22 Die 
Werte Solidarität, Toleranz, Freiheit, Gleichheit und 
Gerechtigkeit sind Grundlage des Handelns der Ar-
beiterwohlfahrt und verbindlich für alle, die in der 
Arbeiterwohlfahrt Verantwortung tragen. Die ge-
schlechtsspezifische Antigewalt arbeit bietet Frau-
en Rat, Unterstützung und Hilfe unabhängig von 
Herkunft, Natio nalität, Religion, Weltanschauung, 
sexueller Orientierung und körperlicher Befähi-
gung.

Insbesondere 3 Prinzipien prägen die Leitlinien 
der geschlechtsspezifischen Antigewaltarbeit:

1. Prinzip der Parteilichkeit

Parteilichkeit bezeichnet die gewollte und offene 
„Parteinahme“ für von Gewalt betroffene Frau-
en und deren Kinder. Jede Frau und jedes Kind 
hat das Recht auf körperliche und seelische Un-
versehrtheit. Gewalt gegen Frauen und Kinder ist 
eine Menschenrechtsverletzung. Die AWO positi-
oniert sich gegen jede Form von Gewalt, gegen 
die Diskriminierung von Frauen und gegen Ras-
sismus. Sie spricht sich für deren Ächtung aus und 
bietet von Gewalt betroffenen Frauen und ih-
ren Kindern professio nellen Beistand auf hohem 
fachlichem Niveau an.

Parteilichkeit bedeutet, dass die Bedürfnisse und 
Interessen der Zielgruppe im Vordergrund stehen. 
In der Unterstützung der Betroffenen von Gewalt 
beziehen die Fachkräfte eine kritisch-solidari-
sche Haltung.

Parteilichkeit basiert auf dem Selbstbestim-
mungsrecht der Frau und vermeidet Einflussnah-
men und Handlungsweisen, die an der Lebensla-
ge, der Lebensplanung und den Bedürfnissen der 
Frau vorbeigehen.

Parteilichkeit heißt auch, die Verantwortung der 
Täter deutlich zu machen, zu benennen und Kon-
sequenzen einzufordern. Auch im Zuge der Aus-
differenzierung des Hilfesystems – beispielsweise 
durch Angebote der Paarberatung oder der Täter-
arbeit – bleibt die Parteilichkeit der Hilfestruk-
turen für die Betroffenen von Gewalt bestehen. 
Oberstes Ziel der geschlechtsspezifischen Antige-
waltarbeit der AWO ist es, geschlechtsspezifische 
Gewalt zu beenden. Dabei ist die Vielfalt der An-
gebote innerhalb des Verbandes eine besonde-
re Stärke.

2. Prinzip der Solidarität

Solidarität zeigt sich im Sinne des Engagements 
für die Interessen von Gewalt betroffener Frauen 
und ihrer Kindern und stärkt die Verantwortung 
der Menschen für die Gemeinschaft.

Toleranz gegenüber kulturell und religiös anders 
geprägten Denk- und Verhaltensweisen ist Be-
standteil des Prinzips der Solidarität. Ohne An-
sehen der Herkunft, des sozialen Status, der 
Religion, der Weltanschauung oder sexuellen Ori-
entierung finden Frauen Unterstützung in den 
Hilfestrukturen der geschlechtsspezifischen Ge-
waltarbeit. Ihr Anspruch auf Schutz steht im Zen-
trum des Handelns.

Solidarität bedeutet auch, dass sich die AWO für 
einen Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe bei 
Gewalt einsetzt.

Für den Alltag im Frauenhaus bedeutet das Prinzip 
der Solidarität, dass die Frauen in einer Gemein-
schaft zusammen leben. Die Bewohner*innen 
gestalten ihren Alltag und das Zusammenleben 
im Rahmen von Hausregeln weitgehend selbst. 
Sie werden dabei durch die Mitarbeiter*innen 
professionell unterstützt. Diese Solidaritätser-
fahrung mildert die Erfahrung von Isolation und 

22 Vgl. AWO Bundesverband e. V., 2009: Grundsatzprogramm der Arbeiterwohlfahrt. 
http://www.awo.org/fileadmin/user_upload/documents_Awo/Die_Arbeiterwohlfahrt/
Grundsatzprogramm_Layout_neu_09.pdf



2. Selbstverständnis der AWO im Arbeitsfeld geschlechtsspezifi scher Antigewaltarbeit

1716

Ausgrenzung, die oft nach der Trennung von dem 
gewalttätigen Partner und dem persönlichen und 
räumlichen Umfeld erlebt wird. Positive, solida-
rische Erfahrungen stärken das Selbstvertrauen, 
das Gefühl der Geborgenheit und das Vertrauen 
in die eigenen Kräfte.

3. Prinzip der Autonomie

Autonomie bedeutet, Menschen zu unterstüt-
zen, ihr Leben eigenständig und verantwort-
lich zu gestalten und alternative Lebenskonzepte 
zu fördern. Maßstab für das Handeln der Arbei-
terwohlfahrt sind die Lebenslagen, Bedürfnis-
se, Erwartungen und eigenen Möglichkeiten der 
Menschen. Zielsetzung in der Arbeit mit gewalt-
betroffenen Frauen ist, die Eigeninitiative zu er-
halten und zu stärken. Positive Erfahrungen mit 
Autonomie fördern initiatives Handeln und Ver-
antwortungsübernahme.

Gewaltbetroffene Frauen erhalten Unterstüt-
zung, ihre persönliche Lebensplanung zu entwi-
ckeln und den dafür geeigneten Weg zu finden. 
Respekt vor der Selbstbestimmung und der eige-
nen Entscheidungsfindung Rat suchender Frauen 
ist Grundlage der Beratungen.

Ebenso wie die Inanspruchnahme von Bera-
tungsangeboten ist der Aufenthalt im Frauen-
haus durch die freiwillige Entscheidung der Frau 
bestimmt. Die Beratung ist ergebnisoffen und er-
weitert Handlungsräume. Die Arbeit im Frauen-
haus berücksichtigt die unterschiedlichen Be-
dürfnisse der gewaltbetroffenen Frauen und 
ihrer Kinder.

Frauen mit Erfahrungen von Gewalt befinden sich 
in einer Situation der Abhängigkeit. Ihre körper-
liche und/oder seelische Integrität wurde verletzt 
und damit auch ihre Autonomie beeinträchtigt. 
Hinzu kommen meist finanzielle und/oder mate-
rielle Abhängigkeiten vom Täter, der ihnen und 
ihren Kindern Gewalt angetan hat. Durch pro-
fessionelle Krisenintervention, Beratung und 
Begleitung in Einzel- und Gruppenarbeit sowie 
durch die Unterstützung bei der Durchsetzung ih-
rer Rechte und Interessen für sich und ihre Kin-
der bekommt die betroffene Frau die Möglichkeit, 
ihre emotionale, soziale und finanzielle Unab-
hängigkeit und Integrität wieder zu erlangen. 
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Qualität geht über die Beschreibung des Vorhan-
denen hinaus und integriert das Ziel von Weiter-
entwicklung und Verbesserung. Im Sinne eines 
angestrebten Qualitätsentwicklungsprozesses ist 
Qualität nicht statisch, sondern dynamisch zu 
verstehen. Sie entsteht in sinnhaftem, situati-
onsbezogenem, fachlich angemessenen Handeln 
und nicht in starren Organisationsroutinen. Qua-
litätsmerkmale finden sich in einer Arbeitsweise, 
die verlässlich, angemessen, wirtschaftlich, be-
darfsgerecht, niedrigschwellig, frauengerecht, 
kindergerecht und inklusiv agiert. Die Quali-
tätsempfehlungen für Frauenhäuser und Fach-
beratungsstellen für gewaltbetroffene Frauen 
Frauenhauskoordinierung e. V.23 dienen als Zielo-
rientierung. Die konkrete Ausgestaltung der Qua-
litätsdimensionen ist abhängig von regionalen 
Bedingungen und Förderrichtlinien.

Die Qualitätsstandards, die der Arbeit der AWO 
Frauenhäuser zu Grunde liegend, sind weitge-
hend in der AWO-Norm Frauenhäuser (Stand: 
26.09.2014, Revision in 2017) verbindlich fest-
geschrieben. Ausgehend von den Leitsätzen der 
AWO und den zentralen Zielsetzungen der ge-
schlechtsspezifischen Antigewaltarbeit der Ar-
beiterwohlfahrt sind die Einrichtungen und An-
gebote gekennzeichnet durch
• die aktive Mitwirkung in vielfältigen Netz-

werken gegen Gewalt an Frauen auf Bundes-, 
Landes- und regionaler Ebene. Damit wird 
die fachpolitische Einfl ussnahme für gewalt-
betroffene Frauen und deren Interessen 
sichergestellt. Als Mitglied von Frauenhaus-
koordinierung e. V. verfolgt die AWO u. a. das 
Ziel der fachlichen, gesellschaft lichen, recht-
lichen und wirtschaftlichen Absicherung der 
Frauenhäuser und der Hilfe- und Unterstüt-
zungsangebote in der Interventionskette bei 
Gewalt gegen Frauen sowie die konzeptionel-
le und fachlich methodische Weiterentwick-
lung der Antigewaltarbeit einschließlich der 
Qualifi zierung der Mitarbeiter*innen.24 

• die Unabhängigkeit und Eigenständig-
keit des Verbandes sowie die Transparenz 
und Kontrolle unserer Arbeit: Die Fachkräfte 
refl ektieren ihre Arbeitsprozesse und ihr pro-
fessionelles Handeln in der Einrichtung sowie 
im Rahmen von Kooperation und Vernetzung 
kontinuierlich. Ihre Arbeit wird transparent 
und überprüfbar dokumentiert, um u. a. Be-
darfe aufzuzeigen und das Hilfesystem ad-
äquat weiterzuentwickeln.

• die Sicherung unserer fachlichen Kompetenz, 
Innovation und Verlässlichkeit durch das Ver-
ständnis als lernende Organisation und da-
mit verbunden kontinuierliche kollegiale 
Beratung, Einzel- und Team-Supervisionen, 
Selbstevaluationsmaßnahmen, Fort- und 
Weiterbildung der ehren- und hauptamtli-
chen Mitarbeiter*innen: Die Arbeit wird von 
Fachkenntnissen über die unterschiedlichen 
Ausprägungen von Gewalt und die unter-
schiedlichen Muster von Gewaltverhältnissen 
geleitet. Neue Forschungsergebnisse werden 
laufend in die Konzeptionen der Einrichtun-
gen und Angebote integriert.

• die regelmäßige Überprüfung und fachliche 
Weiterentwicklung der Qualität der Präven-
tions- und Interventionskonzepte. Die Stärke 
der AWO besteht in der Vielfalt und Ausdiffe-
renzierung der Hilfestrukturen und Konzepte.

23 Frauenhauskoordinierung e. V., 2014: Qualitätsempfehlungen für Frauenhäuser und 
Fachberatungsstellen für gewaltbetroffene Frauen. http://www.frauenhauskoordinierung.de/
fileadmin/redakteure/pdfs/Aktuelles/FHK_Qualitaetsempfehlungen_fuer_Frauenhaeuser_und_
Fachberatungsstellen_2014_web.pdf.

24 Frauenhauskoordinierung e. V., 2001: Satzung des FHK e. V., zuletzt geändert am 30. Oktober 2014, 
eingetragen am 26.06.2015. http://www.frauenhauskoordinierung.de/frauenhauskoordinierung-
ev/struktur/satzung.html.
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Verschiedene nationale und internationale Vor-
gaben verpflichten den deutschen Staat dazu, 
von Gewalt betroffene Frauen und deren Kinder 
zu schützen und ihnen Hilfe zukommen zu lassen. 
Dazu gehören:
• das Übereinkommen der Vereinten Nationen 

zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau (CEDAW),

• die Europäische Menschenrechtskonven tion 
(EMRK),

• die UN-Konvention über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen (UN-BRK),

• die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (GRCh),

• die Istanbul-Konvention des Europarats zur 
Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und von häuslicher Gewalt,

• das Grundgesetz, dessen Artikel 2 Absatz 2 
das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit schützt und den Gesetzgeber, die 
Justiz und die öffentliche Verwaltung auch 
dazu verpfl ichtet, die Bürger*innen vor ge-
waltsamen Übergriffen anderer Bürger*innen 
zu schützen. Die Schutzpfl ichten umfassen 
außer dem Schutz in der akuten Gefahren-
situation sowohl die präventive Vorsorge, die 
solche Übergriffe von vorn herein vermeiden 
soll als auch die Versorgung und Unterstüt-
zung von Opfern häuslicher Gewalt, die die 
Folgen eines solchen Übergriffs bewältigen 
müssen.25 Dabei ist „[d]ie Absicherung der 
Rahmenbedingungen für verlässlich vorhan-
dene und bedarfsgerechte Unterstützungsan-
gebote bei Gewalt eine Aufgabe, bei der alle 
staatlichen Ebenen im Rahmen ihrer durch 

das Grundgesetz vorgegebenen Kompetenzen 
in der Verantwortung stehen“.26 

Trotz dieses Schutzauftrages existiert bisher we-
der auf Bundes- noch auf Landesebene ein ei-
genes Gesetz, das betroffenen Frauen Ansprüche 
auf Gewährung von Schutz und Unterstützung in 
Frauenhäusern bei geschlechtsspezifischer Ge-
walt garantiert. Dies führt zu der problemati-
schen Situation, dass Sozialgesetze, die nicht 
speziell für die Situation von gewaltbetroffe-
nen Frauen geschaffen wurden, Anwendung fin-
den, soweit dort individuelle Ansprüche auf Hilfe 
und Unterstützung geregelt sind. Da die Gesetze 
nicht speziell auf den Hilfebedarf gewaltbetrof-
fener Frauen zugeschnitten sind, lässt sich de-
ren Unterstützungsbedarf meist nur mit einigem 
Aufwand den gesetzlichen Voraussetzungen zu-
ordnen, die erfüllt sein müssen, um finanzielle 
(materielle) und immaterielle (etwa beraterische 
bzw. psychosoziale) Unterstützung zu erhalten. 
Diese Gesetze sind vor allem:
• das Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II – 

Grundsicherung für Arbeitsuchende),

• das Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII – 
Sozialhilfe),

• das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG).

Weitere Gesetze, die im Rahmen der Hilfestruk-
turen bei geschlechtsspezifischer Gewalt relevant 
sind, sind
• das Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor 

Gewalttaten und Nachstellungen (Gewalt-
schutzgesetz – GewSchG)

• das Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII – 
Kinder- und Jugendhilfe),

25 Vgl. Frauenhauskoordinierung e. V./Friederike Mußgnug, 2014: Rechtsinformation. Der Rechts-
anspruch auf Leistungen zu Schutz und Hilfe für gewaltbetroffene Personen und deren Kinder. 
Eine Argumentationshilfe. http://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/pdfs/
Rechtsinformationen/FHK_2014_-_Rechtsanspruch_auf_Leistungen_zu_Schutz_und_Hilfe_-_
Argumentationshilfe.pdf

26 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), 2013: Bericht 
der Bundesregierung zur Situation der Frauenhäuser, Fachberatungsstellen und anderer 
Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder. http://www.bmfsfj.de/
RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/Bericht-der-Bundesregierung-zur-Situation-
der-Frauenh_C3_A4user,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf, S. 7.
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• das Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX – 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men-
schen),

• das Strafgesetzbuch (StGB),

• das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB),

• das Familienrecht,

• das Zuwanderungsgesetz (ZuWG),

• das Aufenthaltsgesetz (AufenthG),

• das Freizügigkeitsgesetz/EU-Bürger*innen 
(FreizüG/EU),

• das Asylverfahrensgesetz (AsylVfG),

• das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG),

• das Bundesgesetz über das polizeiliche Mel-
dewesen und entsprechend: länderspezifi -
sche Meldegesetze,

• das Gesetz zur Stärkung der Opferrechte im 
Strafverfahren (OpferRRG/3. Opferrechts-
reformgesetz) 

• das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält-
nisse der Prostituierten (Prostitutions-
gesetz – ProstG)

• das Gesetz über die Entschädigung für Opfer 
von Gewalttaten (Opferentschädigungs-
gesetz – OEG)

• das Gesetz zur Einrichtung und zum Betrieb 
eines bundesweiten Hilfetelefons „Gewalt 
gegen Frauen“ (HilfetelefonG)

• Landespolizeiliche Richtlinien und Gesetze.

Aufgrund der unterschiedlichen strukturellen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen in den einzel-
nen Ländern und Kommunen zeichnen sich die 
Einrichtungen und Angebote der geschlechtsspe-
zifischen Antigewaltarbeit bei der Arbeiterwohl-
fahrt auf allen Ebenen als ein vielfältiges und in 
hohem Maße heterogenes Arbeitsfeld aus.

Die AWO setzt sich gemeinsam mit ihren Bündnis-
partner*innen wie Frauenhauskoordinierung  e. V. 
für einen gesetzlich verankerten Rechtsanspruch 
für Gewaltbetroffene ein. Dieser würde sowohl für 
die Hilfebedürftigen als auch für die Anbieter 
der Hilfen Rechtssicherheit bieten, da Unterstüt-
zungsangebote nicht mehr lediglich freiwillig 
zur Verfügung gestellt, sondern gewährt werden 
müssten. An die Stelle der bislang nur allgemei-
nen Verpflichtung des Staates zum Schutz träte 
eine einklagbare Leistungspflicht auf bestimmte 
Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen. Ent-
sprechend in die Pflicht genommen, müsste der 
Staat dann auch den Aufbau der notwendigen In-
frastruktur gezielter fördern.
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Die differenzierten Angebote für gewaltbetroffe-
ne Frauen und Kinder zeugen vom Engagement der 
AWO in der geschlechtsspezifischen Antigewalt-
arbeit. Das nachfolgende Schaubild ordnet die An-

gebote des Hilfe- und Unterstützungssystems in 
die Bereiche Prävention, Beratung, Krisen- und 
Schutzangebote sowie Nachsorge ein:

Prävention Beratung
Krisen- und 

Schutzangebote Nachsorge

• Schulsozialarbeit

• Multiplikatoren-
schulung

• Jugendbildung und 
sexuelle Bildung

• Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe

• Einrichtungen der 
Altenhilfe

• Einrichtungen der Ju-
gendarbeit und -hilfe, 
z. B. Familienbera-
tungsstellen, KiTa, OGS, 
ambul. und station. 
Betreuung 

• Anti-Gewalt-Trainings

• Präventionsarbeit der 
Hilfestrukturen bei 
Gewalt im sozialen 
Nahraum

• Fachberatungsstellen 
für Betroffene von 
geschlechtsspezifi scher 
Gewalt

• Beratungsstellen gegen 
sexuelle/sexualisierte 
Gewalt

• Beratungsstellen für 
Jugendliche, die sexuell 
ausgebeutet wurden

• Beratungsstellen für 
Betroffene von Men-
schenhandel und 
Zwangsverheiratung

• Täterarbeit

• Fachberatungsstellen 
für Betroffene von 
geschlechtsspezifi scher 
Gewalt

• Beratungsstellen gegen 
sexuelle/sexualisierte 
Gewalt

• Beratungsstellen für 
Jugendliche, die sexuell 
ausgebeutet wurden

• Beratungsstellen für 
Betroffene von Men-
schenhandel und 
Zwangsverheiratung

• Interventionsstellen für 
Betroffene von Gewalt 
im sozialen Nahraum

• Anlauf- und Clearing-
stellen

• Frauenhäuser

• Frauenschutz-
wohnungen

• geschlechtsspezifi sche 
Jugendhilfewohn-
gemeinschaften

• Sozialtherapeutische 
Frauengruppen

• Übergangswohnformen 
(second stage)

• Nachgehende Beratung 
in allen Beratungsstel-
len

STOPP 
der 

Gewalt

Stabilisierung

Gewaltdynamik: Eskalation und Hilfe
bedarf
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Mit Blick auf die Dynamiken in Gewaltbezie-
hungen umfasst der Begriff Gewalt im sozia-
len Nahraum sowohl Grenzverletzungen als auch 
Grenzüberschreitungen bis hin zu zerstörerischen 
Übergriffen. Der Schweregrad der erlebten Gewalt 
kann individuell variieren. Die Übergänge sind 
dynamisch und nicht immer deutlich erkennbar 
und können auch zyklisch verlaufen. Die Unter-
stützungsbedarfe der gewaltbetroffenen Frauen 
und ihrer Kinder können durch die Eskalation der 
Gewalt steigen, sind jedoch oft nicht der einzige 
Parameter: Gleichzeitig wirken sich darüber hin-
aus Risikofaktoren, wie bspw. finanzielle Abhän-
gigkeit, Loyalitätsgefühle oder geminderte Resi-
lienz auf die Handlungsfähigkeit der Betroffenen 
aus.

Die dargestellten Angebote bieten eine mehrdi-
mensionale und vielschichtige Betrachtung: Ei-
nerseits umfasst das Hilfesystem die Struktur der 
Verhütung von Gewalt (Prävention), Hilfe in aku-
ten Situationen (Krisenintervention/Schutz) und 
anhaltende Stabilisierung (Nachsorge). Gewaltbe-
troffene Frauen und deren Kinder sowie Täter er-
halten ein an den Bedarfen orientiertes Angebot. 
Das Hilfesystem bietet durch die Vielfalt passge-
naue Zugänge für unterschiedliche Zielgruppen. 
Andererseits können die Unterstützungsangebo-
te entgegen der Darstellung auch in veränderter 
Reihenfolge wirken. So kann z. B. mit gewaltbe-
troffenen Kindern präventiv im Sinne von Werte-
bildung in der Bildungsarbeit gearbeitet werden 
oder die Fachberatungsstelle nach dem Frauen-
hausaufenthalt im Rahmen der Nachsorge ein-
geschaltet werden. Auch gibt es methodische 
Schnittmengen der Fachdienste in Bezug auf Be-
ratungsangebote. Alle Formate bieten eine hoch-
qualifizierte Beratungsarbeit für Betroffene von 
Gewalt im sozialen Nahraum an. Ein wesentlicher 
Faktor für die Hilfestruktur ist der persönliche 
Kontakt mit den Fachkräften, bei denen die Frau-
en und Kinder genug Vertrauen finden, die Ge-
waltthematik anzusprechen und zu bearbeiten.

Nachfolgend werden die verschiedenen Angebo-
te der geschlechtsspezifischen Antigewaltarbeit 
der AWO zur fachlichen Abgrenzung trennscharf 
dargestellt. Der Schutz vor und die Bekämpfung 
von Gewalt im sozialen Nahraum kann letztlich 
jedoch nur effektiv sein, wenn alle hier beschrie-
benen Einrichtungen, Präventions- und Inter-
ventionsansätze angeboten werden und fachlich 
kooperieren.

5.1  Prävention als Querschnittsaufgabe 
  aller Dienste und Einrichtungen

Das Ziel der Prävention besteht in der Stärkung 
und Förderung von Mädchen und Jungen, Frau-
en und Männern in einem positiven Gesamtkon-
zept von Erziehung, Begleitung und Bildung. Die 
Prävention von Gewalt im sozialen Nahraum um-
fasst insbesondere das Recht auf Würde und kör-
perliche und seelische Unversehrtheit, Schutz vor 
Gewalt, Missbrauch und Ausbeutung. Kinder, Ju-
gendliche und Erwachsene werden angeleitet, 
Strategien einer konstruktiven Konfliktaustra-
gung anzuwenden und Grenzverletzungen zu er-
kennen. Betroffene Frauen und Kinder werden 
ermutigt, im Bedarfsfall aktiv Hilfen anzuneh-
men.

Lernorte werden je nach Alter, Lebenssituation 
und Zugang erreicht. Die Präventionsarbeit rich-
tet sich nach den jeweiligen Rahmenbedingungen 
und Vorgaben aus. Auf Basis des Lebenslangen 
Lernens ist in der Jugend- und Erwachsenbildung 
die Haltung eines humanistischen und gewalt-
freien Miteinanders im Bildungsverständnis lei-
tend und mit spezifischen methodischen Ansät-
zen zu untermauern.

Zielsetzung der Prävention ist insbesondere:
• die Sensibilisierung der Bevölkerung und Er-

höhung des gesamtgesellschaftlichen Wis-
sensstandes zu Gewalt im sozialen Nahraum;

• die Aufklärung und Information von Klient*
innen, ehren- und hauptamtliche Mitarbei-
ter*innen und Bekanntmachung von Bera-
tungs- und Schutzangeboten;

• die Unterstützung der Einrichtungen und 
Dienste u. a. durch Vernetzung der Akteure 
auf regionaler Ebene;

• die Implementierung von Präventionskonzep-
te und -strategien;

• das Angebot von Fortbildungs- und Schu-
lungsangeboten für ehren- und hauptamtli-
che Mitarbeiter*innen.
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5.2  Frauenhäuser für gewaltbetroffene 
  Frauen und deren Kinder

Die Frauenhäuser27 sind ein Schutzraum für Frau-
en und Kinder mit Gewalterfahrungen in engen 
sozialen Beziehungen und im sozialen Nahraum. 
Frauenhäuser sind ein etabliertes Angebot im Hil-
fesystem für gewaltbetroffene Frauen und deren 
Kinder und bieten über Zuflucht, Schutz und Be-
ratung professionelle Hilfe in Krisensituationen.

5.2.1 Profil der Frauenhäuser: Schutzraum 
 Frauenhaus

Der Aufenthalt im Frauenhaus ist eine Übergangs-
zeit. Trotz der erlebten Gewalt ist die Lösung aus 
der belasteten Beziehungsstruktur und Lebens-
situation nicht leicht und bedeutet häufig einen 
Prozess in vielen kleinen Schritten. Die mehrma-
lige Inanspruchnahme eines Frauenhauses ist da-
her eine berechtigte und notwendige Form der 
Klärung von Perspektiven und zur Bewältigung 
der Erfahrungen. Wie lange eine Frau im Frauen-
haus bleibt oder ob sie dieses mehrmals aufsucht, 
richtet sich nach der Art und Intensität der Be-
drohung, dem nötigen Unterstützungsbedarf und 
der Zeit, die sie braucht, um sich neu zu orientie-
ren und zu stabilisieren. Dabei stehen einer freien 
Entscheidung der Frau für einen selbstbestimm-
ten Lebensentwurf oftmals die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen – wie beispielsweise der 
für die betroffenen Frauen erschwerte Zugang 
zum Arbeits- oder Wohnungsmarkt, traditionell 
patriarchale Vorstellungen und die unzureichend 
ausgebaute Versorgungsstruktur therapeutischer 
Begleitung – entgegen.

Frauenhäuser sind primär zuflucht- und schutz-
gewährende Einrichtungen und bieten neben 
Krisenintervention und Hilfe eine Wohnmöglich-
keit mit Übergangscharakter. Die Aufnahme von 
Frauen mit ihren Kindern in den Frauenhäusern 
steht immer im Kontext der Gewalterfahrung und 
einer damit verbundenen, akuten Krisensituati-
on. Schutz vor Gewalt heißt in diesem Fall, über 
die Erfahrung einer sicheren Unterkunft und ei-
nes geschützten Rahmens zur Ruhe zu kommen: 
Frauen erhalten hier Raum, Zeit und Möglichkeit, 
in räumlicher Distanz zur gewaltausübenden Per-
son und ohne äußeren Druck ihre weiteren Ent-
scheidungen planen und überdenken zu können. 

Da für einen Teil der Frauen auch nach der Auf-
nahme im Frauenhaus eine hohe Gefährdung be-
steht, ist das Frauenhaus in der Regel eine an-
onyme Adresse und es werden keine Auskünfte 
über Frauen und Kinder erteilt und keine Infor-
mationen weitergegeben.

Frauenhäuser, die mit offenen Konzepten ar-
beiten, stellen eine Ergänzung zum Regelsystem 
dar. Sie müssen besondere räumliche Bedingun-
gen gewährleisten (bspw. die Trennung von Be-
ratungs- und Wohnräumen) und bieten spezielle 
Schutzkonzepte.

Die Ansprüche an ein Schutz- und Sicherheits-
konzept wandeln sich im Spiegel der gesellschaft-
lichen Veränderungen, beispielsweise hinsichtlich 
virtueller Gewaltformen oder der Entwicklung 
neuer, z. B. mobiltechnischer Kommunikations-
formen. Sicherheitsaspekte, Angebotsstruktur 
und Inhalte der Arbeit werden fachlich weiter-
entwickelt und orientieren sich an den Lebensla-
gen und Bedarfen der Frauen. Zielführend ist hier 
die Weiterentwicklung des Hilfeangebots über 
eine Fachlichkeit, welche sich an der Lebenswelt 
gewaltbetroffener Frauen und ihren Kindern ori-
entiert und somit immer parteilich bleibt.

Im Frauenhaus kann grundsätzlich jede bedrohte 
oder gewaltbetroffenen Frau mit oder ohne Kin-
der, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit, 
ihrem Alter, ihrem Status, ihrem Einkommen, ih-
rer sexuellen Orientierung, ihrem kulturellem 
Hintergrund, ihrer Religionszugehörigkeit und ih-
rer körperlichen Befähigung, Zuflucht finden. In 
Einzelfällen ergeben sich Zugangsbarrieren auf-
grund der beschriebenen Finanzierungsgrundla-
ge von Frauenhäusern. Maßgeblich hinsichtlich 
der Aufnahme ist die Gefährdungslage der Frau 
und ihrer Kinder. Die Grenzen der Aufnahme sind 
dann erreicht, wenn die fachlichen Kompetenzen 
überschritten werden oder der Schutz bzw. das 
Ruhebedürfnis der Bewohner*innen in der Ein-
richtung gefährdet sind.

Rechte und Pflichten im Frauenhaus sind für die 
Bewohnerinnen verbindlich geregelt und in Form 
einer Hausordnung transparent. Die Frauen ge-
stalten im Rahmen dieser ihren Alltag und das 
Zusammenleben selbst. Ein Forum der Mitwir-
kung im Frauenhaus ist die Hausversammlung. 

27 Aufgaben sind zum Teil abhängig von regionalen Bedingungen und Förderrichtlinien. Dies trifft 
insbesondere auf die Kriterien der Barrierefreiheit, der räumlichen Ausstattung, der Angebote für 
Mädchen und Jungen sowie der ambulanten nachgehenden Beratung zu.
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Das Frauenhaus schafft für alle Frauen Möglich-
keiten, sich daran aktiv zu beteiligen. Das Erle-
ben des sozialen Miteinander soll die Frauen in 
ihrer Selbstverantwortung stärken sowie eine 
Solidarität und Entlastung der Betroffenen er-
möglichen. 

Die Aufnahme von Frauen mit multiplen Problem-
lagen, wie z. B. Frauen mit Suchtmittelabhängig-
keit, wohnungslose Frauen, Frauen mit psychi-
schen Beeinträchtigungen und Erkrankungen, 
Frauen mit physischen Beeinträchtigungen oder 
Behinderungen, Asylbewerber*innen oder geflüch-
tete und oft stark traumatisierte Frauen stellen 
die Frauenhausarbeit in ihren Möglichkeiten, ver-
bunden mit möglichen Verständigungsproblemen 
vor entsprechende Herausforderungen. Hier sind 
die Angebote weiterzuentwickeln bzw. fachliche 
Schwerpunkte in Einrichtungen auszubilden. Da-
rüber hinaus können Kooperationspartner*in-
nen eingebunden werden, um externe Fach-
kompetenz in die Unterstützung von Frauen mit 
Dualproblematiken – z. B. Gewalt erleben und 
posttraumatische Belastungssymptome oder Ge-
walterleben und Suchtproblematik – einzubin-
den und die Übergänge von den Angeboten des 
Schutzes und der Beratung in spezifische andere 
Angebote für die Betroffenen möglichst rei-
bungslos zu gestalten.

5.2.2 Angebote der Frauenhäuser

Beratung und Begleitung von 
Frauen vor dem Aufenthalt

Frauenhäuser bieten auch frauenspezifische Be-
ratung für jene Frauen in Misshandlungssitua-
tionen an, die sich noch im Entscheidungsprozess 
befinden, sich (vorerst) nicht räumlich trennen 
wollen oder können, z. B. auch aufgrund aufent-
haltsrechtlicher Bestimmungen oder die das An-
gebot des Frauenhauses als Schutzraum nicht in 
Anspruch nehmen. Dies kann in Frage kommen 
für Frauen, die direkt eine alternative Unterkunft 
gefunden haben.

Gewaltbetroffenen Frauen erhalten so jederzeit 
über ein offenes Beratungsangebot (telefonisch 
oder vor Ort) Informationen über Möglichkeiten 
der Krisenhilfe bei Gewalt im sozialen Nahraum. 
Dieses wird entsprechend der personellen, finan-
ziellen und örtlichen Gegebenheiten der Häuser 
sichergestellt. Die Möglichkeit der anonymen Be-
ratung bestätigt sich immer wieder als zentral. 
Sollte der Beratungsbedarf den Rahmen des Erst-
kontakts überschreiten, erhalten die Frauen ei-

nen Hinweis auf alternative Unterstützungsange-
bote oder auf das bundesweite Hilfetelefon für 
gewaltbetroffene Frauen.

Das Angebot der offenen Beratung richtet sich 
ebenfalls an Angehörige oder Menschen aus dem 
sozialen Umfeld von Betroffenen sowie im Rah-
men fachlicher Beratung an Mitarbeiter*innen 
sozialer Einrichtungen.

Die regionalen und konzeptionellen Vorgaben 
bestimmen die Organisation der Rufbereitschaft. 
Die Aufnahme der Frauen kann durch eigenes 
Personal, Honorar- und/oder ehrenamtliche Mit-
arbeiter*innen oder in Kooperation beispielswei-
se mit der Polizei oder Frauennotrufen sicherge-
stellt werden.

Beratung und Begleitung von Frauen 
während des Aufenthalts

Die Frauen können hier aktuelle und grundlegen-
de Themen ansprechen, erhalten Beratung und 
ggf. Begleitung bei sozialwirtschaftlichen Fragen, 
zur Umgangsregelung, der medizinischen Versor-
gung und Beweissicherung. Das Frauenhaus bietet 
einen Rahmen, in dem gewaltbetroffene Frauen 
die ihnen angetane Gewalt thematisieren, Unter-
stützung zur Bewältigung derselben erfahren und 
eine neue Lebensperspektive entwickeln können.

Die Krisenintervention ist eine Form direkter, 
professioneller Hilfe und Unterstützung in ei-
ner bedrohlichen und unsicheren Lebenslage. In 
Frauenhäusern erfolgt die Stabilisierung und Ge-
fährdungseinschätzung. Weiterführende Ange-
bote können vom Frauenhaus initiiert und be-
gleitet werden. Dazu zählt in Form des Angebots 
der Paarberatung auch die Einbindung des ge-
waltausübenden Partners hinsichtlich Fragen zur 
Trennung, Fortführung der Partnerschaft, Erzie-
hungs-, Umgangs- und Suchtfragen.

Die Arbeit für Frauen und mit Frauen in den Frau-
enhäusern ist prozessorientiert, parteilich und 
ergebnisoffen. Sie soll Frauen stärken, (unter-)
stützen und beraten sowie adäquate Hilfen für 
die mitbetroffenen Kinder bieten.

Die Beratung orientiert sich an der Lebenswelt, 
d. h. der Lebenssituation und den Vorstellungen 
der Frau unter Berücksichtigung ihres sozialen 
und kulturellen Hintergrunds. Sie folgt dem Prin-
zip der Hilfe zur Selbsthilfe und geht von der Ei-
genverantwortung der Frau aus.
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In der Beratung stehen die Bedürfnisse, Interes-
sen und das Selbstbestimmungsrecht der Frau im 
Vordergrund. Im Beratungsgespräch werden Per-
spektiven und Handlungsmöglichkeiten entwi-
ckelt. Die in der Ehe, Beziehung oder Familie er-
fahrene Gewalt sowie Fragen der Neuorientierung 
bilden zumeist den Schwerpunkt. 

Die Unterstützung wird in Einzelberatungen, in 
Gruppenarbeit und im sozialen Miteinander im 
Frauenhaus erfahren. Darüber hinaus ist die Be-
ratung einem ganzheitlichen Ansatz entsprechend 
offen für die individuellen, seelischen und mate-
riellen Problemlagen der Frau. Falls erforder-
lich, wird eine mutter- oder gebärdensprachli-
che Beratung ggf. mit Hilfe einer Dolmetscher*in/
Sprachmittler*in ermöglicht.

Die Fachkräfte bieten Unterstützung bei Ämter-
gängen, Terminen bei Anwält*innen und der psy-
chosozialen Prozessbegleitung sowie beim Ge-
richt, z. B. zur Sicherung des Lebensunterhalts, 
des Aufenthalts- oder Sorgerechts sowie bei der 
Wohnungs- und Erwerbssuche. Sie vermitteln den 
Frauen gegebenenfalls geeignete Stellen, die zur 
Lösung ihrer Probleme beitragen können oder al-
ternative Hilfsangebote (z. B. Therapeut*innen, 
Kliniken und spezialisierte Beratungsstellen). 

Im Rahmen fallbezogener Zusammenarbeit ko-
operieren die Fachkräfte mit bestehenden Fach-
beratungsstellen.

Beratung und Begleitung von 
Frauen nach dem Aufenthalt

Nachgehende Beratung und Begleitung besteht 
zumeist als Angebot für Frauen und Kinder, die 
das Frauenhaus verlassen haben. Diese kann in 
Form von Einzelberatungen inner- und außer-
halb des Frauenhauses, aufsuchender Einzelbe-
gleitung oder Gruppenangeboten im Rahmen des 
offenen Angebotes erfolgen.

Arbeit mit Kindern und Jugendlichen

Kinder und Jugendliche brauchen altersgemäße 
und individuelle Ausdrucks- und Verarbeitungs-
räume für das Gewalterleben sowie Angebote, die 
positives Erleben und die Entwicklung positiver 
Perspektiven fördern. Das Frauenhaus bietet ei-
nen Rahmen, in dem gewaltbetroffene Mädchen 
und Jungen die mittelbare oder unmittelba-
re Gewalterfahrung thematisieren können. Ob-
wohl spezielle Angebote für Kinder und Jugend-
liche eine wesentliche Präventionsmaßnahme zur 

Verhinderung der transgenerationalen Weiterga-
be von Auswirkungen des Gewalterlebens dar-
stellen, werden aufgrund der unterschiedlichen 
Finanzierungsmodelle in den einzelnen Ländern 
und Kommunen nicht für alle Frauenhäuser Res-
sourcen und Fachkräfte für die Arbeit mit Kindern 
bereitgestellt.

Die Fachkräfte, die mit Kindern arbeiten, ver-
stehen sich als Anwält*innen der Kinder und Ju-
gendlichen. Im Rahmen von altersangemessen 
Beratungen und pädagogischen Angeboten für 
Mädchen und Jungen wird die Möglichkeit eröff-
net, das Erlebte zu artikulieren. Vorhandende Be-
treuungs- und Freizeitangebote schaffen Entlas-
tungssituationen und Freiräume für Mütter und 
Kinder.

Mütter werden – falls erforderlich – in Erzie-
hungsfragen beraten und die Mutter-Kind-Be-
ziehung gefördert, die durch die Gewalterfahrung 
beeinträchtigt sein kann: Die Situation der Kinder 
gemeinsam mit den Müttern in den Blick zu neh-
men und diesen auf die Wahrnehmung, Betrof-
fenheit und Verarbeitung der krisenhaften Situa-
tion der Kinder zu richten, ist besonders im Sinne 
von Kinderschutzaspekten zentral. Ziele und In-
halte der Arbeit mit Kindern werden auf die Si-
tuation der Kinder mit den Müttern abgestimmt. 
Die Fragen des Umganges erhalten hier ebenfalls 
Raum. Darüber hinaus beinhaltet die Arbeit mit 
Kindern die Begleitung und Unterstützung der 
Mütter in allen die Kinder betreffenden Belan-
gen und zu Institutionen, wie Kindergarten oder 
Schule, zu Kinderärzt*innen, Therapieeinrichtun-
gen und Trägern der Kinder- und Jugendhilfe.

5.2.3 Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit 
 der Frauenhäuser

Die Präventionsarbeit ist ein wesentlicher Teil 
des politischen Auftrages der Frauenhäuser. Die 
Fachkräfte bieten im Rahmen der regionalen 
Möglichkeiten Angebote zur Prävention von Ge-
walt an Frauen und deren Kindern. Diese werden 
in Kooperation mit beispielsweise Schulen, Kin-
dergärten oder der Polizei umgesetzt und dienen 
der Information und Aufklärung.

Öffentlichkeitsarbeit ist zudem unabdingbar zur 
Vermittlung von Informationen über Inhalte und 
konkrete Angebote von Frauenhäusern für be-
troffene Frauen und Interessierte. 
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5.2.4 Anforderungen an die Qualität der 
 Frauenhäuser 28 

Die Träger der AWO-Frauenhäuser garantieren die 
Rahmenbedingungen für die in diesem Arbeits-
feld erforderliche Fachkompetenz sowie politi-
sche Unterstützung für das Arbeitsfeld.

Personalausstattung

Die Personalausstattung richtet sich nach den je-
weiligen landes- und kommunalen Vorgaben und 
ist aus fachlicher Sicht derzeit nicht auskömmlich 
finanziert. Dabei erfordert die ganzheitliche und 
umfassende Unterstützung von zum Teil schwer 
traumatisierten Frauen und deren Kindern mit 
Gewalterfahrungen einen hohen Einsatz an qua-
lifiziertem Personal. Ein allgemein anerkannter 
Personalschlüssel (mindestens 1 : 5) sichert zum 
einen den Frauen und deren Kindern die in ih-
rer Krise erforderliche Beratung und Begleitung, 
zum anderen die Erfüllung der fachlich gesetz-
ten Angebote und Leistungen. Je nach konzepti-
oneller Ausrichtung des Frauenhauses und nach 
den durch die Art der Finanzierung vorgegebe-
nen Möglichkeiten, kann sich der Personalschlüs-
sel entsprechend verändern.

Anforderungsprofil der Fachkräfte 
und Fortbildung

Fachlichkeit und Kompetenz für die Arbeit mit 
Frauen und deren Kindern gehören zum Selbst-
verständnis der Mitarbeiter*innen im Frauenhaus. 
Die AWO-Träger beachten diese fachlichen Vor-
aussetzungen bei der Personalauswahl. Gleich-
zeitig sorgen diese für Fortbildungen und Super-
vision.

Grundvoraussetzung für die Qualität der Angebo-
te und Leistungen ist das Anforderungsprofil und 
die Qualifikation der Mitarbeiter*innen. Fachli-
che Voraussetzungen sind:
• im Frauenbereich ein abgeschlossenes Fach-

hochschul- oder Hochschulstudium in einem 
sozial(pädagogisch)en, psychologischen oder 
sozial-/erziehungswissenschaftlichen Fachbe-
reich oder eine vergleichbare Qualifi kation

• im Kinderbereich eine abgeschlossene 
Ausbildung zur Erzieherin, Heilpädagogin, 

Sozialpädagogin oder eine vergleichbare Qua-
lifi kation, z. B. Bachelor Soziale Arbeit

• in der Organisation und Hausverwaltung: 
gegebenenfalls Qualifi zierung als Verwal-
tungsangestellte oder Hauswirtschafterin

Zur Beratungskompetenz gehören umfangreiche 
Kenntnisse der für die Arbeit relevanten Gesetze, 
Richtlinien und verbandspezifischen Vorgaben. 
Weiterhin fachspezifische Kenntnisse, die soziale 
und juristische, medizinische und psychologische 
Fragen und Aspekte zum Thema „Gewalt gegen 
Frauen und Kinder“ betreffen. Zur Sicherstellung 
einer mehrdimensionalen Beratung kooperieren 
die Fachkräfte auch mit externen Fachkräften, 
Organisationen und Einrichtungen.

Fachlich kompetente Beratung zeichnet sich un-
ter anderem durch die Fähigkeit der Beratenden 
aus, sich mit der ratsuchenden Frau in einen um-
fangreichen Reflexions- und Entscheidungspro-
zess einzulassen und diesen zu begleiten. Er-
gebnisoffenheit und die Eigenverantwortung der 
Frau sind Grundlagen dieses Prozesses.

Die Fachkräfte sind in der Regel Frauen. In Frau-
enhäusern, die konzeptionell in Richtung eines 
systemisch ausgerichteten Hilfsangebotes (Ange-
bot der Paarberatung) arbeiten und einen offe-
nen, vom Wohntrakt abgetrennten Beratungsbe-
reich integrieren, sind auch männliche Fachkräfte 
beschäftigt. Auch in der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen in den Häusern werden teils männ-
liche Fachkräfte eingesetzt.

Die Fachkräfte qualifizieren sich berufsbegleitend 
und erhalten durch Fachberatung und Supervisi-
on die erforderliche Unterstützung.

Fachliche Kooperationen

Die Fachkräfte in Frauenhäusern arbeiten in Netz-
werken oder Runden Tischen mit anderen Institu-
tionen und Organisationen, die ebenfalls an der 
Verhinderung von Gewalt gegen Frauen beteiligt 
sind, wie die Polizei, die Gleichstellungsstellen, 
geeignete Vereine zum Schutz von Frauen und An-
geboten der Täterarbeit zusammen.

28 Vgl. dazu auch Frauenhauskoordinierung e.V., 2014: Qualitätsempfehlungen für Frauenhäuser und 
Fachbe-ratungsstellen für gewaltbetroffene Frauen. http://www.frauenhauskoordinierung.de/
fileadmin/redakteure/pdf.
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Weitere wichtige Kooperationspartner*innen sind 
andere soziale Dienste, insbesondere das Jugend-
amt, die Kinder- und Jugendhilfe, das Gesund-
heitssystem und Migrationsdienste.

5.2.5 Finanzierung der Frauenhäuser

Obwohl die Notwendigkeit von Frauenhäusern 
allgemein anerkannt ist, hat dies bisher nicht zu 
einer befriedigenden, öffentlichen Finanzierung 
geführt. Die Finanzierungsmodalitäten für Frau-
enhäuser unterscheiden sich in hohem Maße von 
Bundesland zu Bundesland sowie von Kommune 
zu Kommune bezüglich der Rahmenbedingungen 
und der Höhe der Finanzierung. Fast überall gibt 
es Förderprogramme, nach denen im Rahmen von 
Richtlinien Zuschüsse teils zu den Personal-, teils 
zu Sachkosten oder zu Investitionskosten ge-
währt werden. Hierbei handelt es sich jedoch um 
freiwillige Leistungen, die immer wieder durch 
Kürzungen bedroht sind. Die notwendige Kom-
plementärfinanzierung ist von den Kommunen 
zu leisten. Dazu kommen Eigenanteile der Frauen 
sowie Eigenmittel der Träger (u. a. Spenden, Buß-
gelder). Seit Einführung des SGB II gehen Kom-
munen verstärkt dazu über, die Finanzierung in 
Form von Tagessätzen zu praktizieren, die auf der 
Grundlage individueller Leistungsansprüche der 
Bewohner*innen nach SGB II, SGB XII und AsylbLG 
beruhen. Nicht alle Bewohner*innen haben je-
doch Ansprüche nach diesen Gesetzen und nicht 
alle Kosten des Frauenhauses sind im Rahmen der 
Leistungsansprüche realisierbar.

Hierdurch ergeben sich vielfach große Finanzie-
rungsschwierigkeiten für die Frauenhäuser. Die 
Frauenhäuser sind mehrheitlich unterfinanziert. 
Die Höhe der zur Verfügung gestellten Finanz-
mittel ist nicht ausreichend, um die Unterstüt-
zung gewaltbetroffener Frauen und deren Kinder 
in dem erforderlichen Umfang und der gebote-
nen Qualität zu leisten. Eine Planungssicherheit 
ist für die Träger und die Frauenhäuser in der Re-
gel nicht gegeben.

Die Vielzahl von Finanzierungsquellen ist mit ho-
hem bürokratischem Aufwand für die Mitarbei-
ter*innen der Frauenhäuser verbunden. Für das 
Erschließen von zusätzlichen finanziellen Mitteln 
müssen die Frauenhäuser und deren Träger er-
hebliche personelle Ressourcen einsetzen. Diese 
fehlen dann als Unterstützungsleistungen für die 
gewaltbetroffenen Frauen und deren Kinder. Der 
Schutz und die Anonymität der Frauen und deren 
Kinder darf durch die Art der Finanzierung nicht 
aufgegeben oder gefährdet werden.

5.3 Fachberatungsstellen für 
  Betroffene von geschlechts-
  spezifischer Gewalt

Das ambulante Angebot der Fachberatungsstellen 
bietet professionelle Hilfe für Frauen bei gewalt-
geprägtem Beziehungserleben und in Krisensitu-
ationen. Fachberatungsstellen sind darauf spezi-
alisiert, Frauen, die Opfer von Gewalt geworden 
sind, zu beraten, zu unterstützen und zu beglei-
ten. Beratungsziele sind die Beendigung von Ge-
walt und der Schutz vor weiteren Gewaltsituati-
onen sowie die Stärkung von Handlungsfähigkeit 
und Autonomie und der Aufbau eines selbstbe-
stimmten, eigenverantwortlichen Lebens.

Die Beratungsstellen sind sowohl ein Beratungs-, 
Kriseninterventions- und Präventionsangebot, 
wie auch eine wichtige Schnittstelle in der Inf-
rastruktur. Im Rahmen der Bewältigung und dem 
Schutz dienen die Beratungsstellen auch der He-
ranführung an andere Fachdienste und Institu-
tionen.

Die Schwerpunkte und Angebote der Beratungs-
stellen sind unterschiedlich und richten sich nach 
den personellen, finanziellen, rechtlichen und 
örtlichen Gegebenheiten. Die Beratungsstellen 
arbeiten mit unterschiedlichen Konzepten. Ei-
nige arbeiten nach der Komm-Struktur, ande-
re nach dem Proaktiven Ansatz. Die spezifischen 
Voraussetzungen sind in den Landespolizeige-
setzen verankert. Nachfolgend wird zunächst 
das Profil der allgemeinen AWO Fachberatungs-
stellen vorgestellt. Innerhalb der Angebote wird 
auch die Arbeit der spezialisierten Beratungs-
stellen (Interventionsstellen, Beratungsstelle ge-
gen sexuelle/sexualisierte Gewalt, Beratungs-
stellen für Jugendliche, die sexuell ausgebeutet 
wurden, Beratungsstelle für Betroffene von Men-
schenhandel und Zwangsverheiratung) vorge-
stellt, die – wenn nicht anders erwähnt – nach 
denselben hier beschriebenen Standards arbei-
ten, wie die Fachberatungsstellen im Allgemei-
nen. Die Beratungsstellen richten sich teilweise 
auch an Jungen und Männer als Betroffene von 
Gewalt im sozialen Nahraum.

5.3.1 Profil der Fachberatungsstellen

Der Veränderungsprozess und Umgang mit gren-
züberschreitenden Gewaltformen für Betroffene 
ist eine intensive Auseinandersetzung. Die Bear-
beitung der Gewalterfahrung erfolgt in einem in-
dividuellen Prozess und ist häufig mit weiterge-
henden Themen verbunden. Mit dem Prinzip der 
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„Hilfe zur Selbsthilfe“ sollen Ratsuchende in der 
Beratung befähigt werden, einen persönlichen 
Veränderungsprozess einzuleiten. Die Dauer und 
der Umfang der Klärungsprozesse richten sich 
nach den individuellen Wünschen.

Die Beratung ist für die zu Beratenden ein unent-
geltliches Angebot. Die freiwillige Inanspruch-
nahme ist für eine vertrauensvolle Arbeit unum-
gänglich. Grundsätzlich gilt, dass diese Beratung 
fachlich unabhängig und unter Schweigepflicht 
erfolgt.

Das Beratungs- und Unterstützungsangebot der 
Fachberatungsstellen richtet sich an alle Frauen 
mit Gewalterfahrungen unabhängig von ihrem 
Alter, Bildungsgrad, ihrer sexuellen Ausrichtung, 
sozialem Status oder kultureller Herkunft sowie 
unabhängig vom Zeitpunkt und Art der erlebten 
Gewalt. Darüber hinaus richtet sich das Angebot 
an Angehörige gewaltbetroffener Frauen sowie 
an private und professionelle Unterstützerinnen 
und Unterstützer.

Ziel der Fachberatungsstellen ist es, von Gewalt 
betroffene oder bedrohte Frauen fachlich kom-
petente Beratung und Unterstützung anzubie-
ten, um für sich und ihre Kinder verantwortli-
che Entscheidungen treffen zu können und eine 
gewaltfreie Lebensperspektive zu entwickeln, 
Gewaltfolgen zu mindern sowie das Recht auf 
Selbstbestimmung von Mädchen und Frauen zu 
fördern. Der wesentliche Schwerpunkt der Frau-
enberatungsstelle ist dabei die parteiliche Be-
ratung von Frauen bei allen Formen von Gewalt 
in sozialen Nahbeziehungen (körperliche, sexu-
alisierte, psychische, ökonomische und sozia-
le Gewalt). Die Arbeit der Frauenberatungsstel-
le beinhaltet aber auch die (fach)politische Arbeit 
für ein gewaltloses Miteinander und einer gen-
dergerechten Gesellschaft. Zudem initiieren sie 
(Selbsthilfe-)Gruppen, wodurch die Selbstorgani-
sation von Betroffenen unterstützt wird und kol-
lektive Ressourcen für eine selbstbestimmte Le-
bensgestaltung freigesetzt werden können.

5.3.2 Angebote der Fachberatungsstellen

Die Fachberatungsstellen bieten bei folgenden Ge -
waltformen Hilfestellung an:
• Körperliche, sexualisierte, psychische, soziale 

und ökonomische Gewalt in der Partnerschaft 
und dem sozialen Nahraum 

• Vergewaltigung, sexuelle Nötigung und 
Kriegsvergewaltigung

• Sexueller Missbrauch in der Kindheit und 
Jugend

• Zwangsprostitution

• Zwangsheirat

• Stalking

• Cybergewalt

Gewaltbetroffene Frauen können einen einmali-
gen Übergriff oder ein jahrelanges Martyrium er-
lebt haben. Bei dem Erleben von sexualisierten 
und/oder gewalttätigen Übergriffen wird oftmals 
die Integrität der Frauen beschädigt. Bei partner-
schaftlicher oder familiärer Gewalt ist eine Tren-
nung oder Auflösung der Situation mit weitrei-
chenden Konsequenzen bspw. Wohnungswechsel 
oder Sorgerechtsregelungen verbunden.

Ratsuchende erhalten jederzeit Informationen zu 
Schutz und Hilfe. Bei Bedarf besteht die Möglich-
keit der akuten Krisenhilfe, der Beratung oder der 
Begleitung bei der Bewältigung der erlebten Ge-
walt. Es bestehen unterschiedliche Formate der 
Beratung und Kontaktaufnahme:
• (anonyme) Telefon- und Onlineberatung

• (anonyme) Einzelberatung durch persönliche 
Gespräche

• ggf. aufsuchende Beratung 

• Krisenintervention in akuten Situationen 

• Folgeberatungen zur Stabilisierung

Die Themen in der Beratungsarbeit umfassen: 
• Informationsvermittlung zu rechtlichen 

Frage stellungen (z. B. Gewaltschutzgesetz 
(GSchG), Sorge- und Umgangsrecht etc.)

• Aufarbeitung des Gewalterlebens

• Stabilisierung, Neuorientierung und 
Perspektiv planung

• Klärung der fi nanziellen Existenzsicherung

• Vermittlung und Begleitung weiterer Hilfen

• Koordinierung der Hilfesysteme im individu-
ellen Fall



5. Angebote der AWO bei Gewalt im sozialen Nahraum

2928

Die gewaltbetroffenen Frauen erhalten je nach 
Kapazität und Bedarf praktische Hilfen und per-
sönliche Begleitung bei Behördengängen, der 
Wohnungszuweisung nach dem Gewaltschutzge-
setz oder andere Formen der Stabilisierung.

Aufgrund der psychischen Erschütterung müssen 
gewaltbetroffene Frauen bei der Entscheidung 
für oder gegen eine Strafanzeige behutsam be-
gleitet werden. Viele Frauen benötigen für die-
se Entscheidung Zeit, Ruhe und einen sichereren 
Rahmen. Die Beratungsstelle zeigt die regionalen 
Möglichkeiten auf, gerichtsverwertbare Beweise 
zu sichern.

Im Rahmen der Gefährdungseinschätzung wird 
die persönliche Situation (Gefährdungslage) ge-
meinsam mit der Frau abgeklärt. In der Beratung 
werden die gesetzlichen Möglichkeiten sowie 
weitere Schutz- und Hilfeangeboten vorgestellt. 
Die Gefährdungseinschätzung erfolgt in enger 
Abstimmung und ggf. unter aktive Einbeziehung 
der örtlichen Sicherheitskräfte (Polizei, Staatsan-
waltschaft, Gerichte, Gerichtsvollzieher). 

Gewaltbetroffene Frauen, die ein gerichtliches 
Verfahren durchlaufen und sehr instabil und un-
sicher sind, können durch die Beratungsstelle eine 
Begleitung bei polizeilichen und/oder gericht-
lichen Verfahren (bspw. Psychosoziale Prozess-
begleitung, siehe 5.4) organisiert bekommen.

5.3.2.1  Interventionsstellen

In einigen Bundesländern ergänzen flächendeck-
ende Interventionsstellen das Beratungsangebot. 
Sie beraten Betroffene von Gewalt proaktiv im 
Zusammenhang mit einem polizeilichen Einsatz. 
Ziel ist ein niedrigschwelliges, zeitnahes Unter-
stützungsangebot für Betroffene von häuslicher 
Gewalt, sexueller Gewalt und/oder Stalking durch 
den (Ex)Partner.

In der Regel handelt es sich bei den Beratun-
gen um Kurzzeitberatungen. Interventionsstel-
len bieten Krisenintervention, Vermittlung von 
ärztlicher und psychotherapeutischer Hilfe, In-
formationen über bestehende Rechte, Informati-
onen zum Opferschutz, Sicherheitsberatung, Un-
terstützung bei spezifischen Problemlagen sowie 
psychosoziale Prozessbegleitung. Eine Vermitt-
lung in längerfristige Begleitung in Form von so-
zialpädagogischen Hilfen zur Stabilisierung und 
Perspektivplanung ist ebenso möglich.

Die Interventionsstellen gegen häusliche Gewalt 
und Stalking bieten mit ihrem proaktiven Ansatz 

einen niedrigschwelligen Zugang für Betroffe-
ne und stellen eine Schnittstelle zwischen staat-
licher Intervention und bestehendem Hilfesys-
tem dar. Zielgruppe sind besonders Frauen, die 
aus eigener Kraft den Weg in eine Beratungsstel-
le bisher nicht gefunden haben. Schnell und wir-
kungsvoll soll vor weiterer Gewalt geschützt und 
Betroffene und ihre Kinder bei der Überwindung 
der Gewalterfahrungen begleitet und unterstützt 
werden. Ziel ist es, Betroffene darin zu befähi-
gen, die akute Krise zu bewältigen, das Gefühl 
der Hilflosigkeit zu verringern und sie dabei zu 
unterstützen (wieder) handlungsfähig zu wer-
den, um ein gewaltfreies Leben aufzubauen.

Sofern wegen eines Vorfalls häuslicher Gewalt 
ein Polizeieinsatz stattfand bzw. eine Strafanzei-
ge erstattet wurde und die personenbezogenen 
Daten mit Zustimmung der Betroffenen den In-
terventionsstellen übermittelt wurden, nehmen 
die Berater*innen umgehend und aus eigener In-
itiative Kontakt zu den erwachsenen Betroffe-
nen auf. Sie unterbreiten damit unmittelbar nach 
dem Einsatz ein Beratungsangebot und beraten 
zu ersten Schutz- und Sicherheitsmaßnahmen. 
Die Betroffenen haben jederzeit die Möglichkeit 
das Beratungsangebot abzulehnen.

Betroffene von häuslicher Gewalt oder Stalking 
haben aber auch die Möglichkeit, eigenständig 
Beratung einzufordern.

Der gesamte Beratungsauftrag der Interventions-
stellen richtet sich an Betroffene von häuslicher 
Gewalt und Stalking, die unabhängig von ihrem 
Alter, Bildungsgrad, ihrer sexuellen Ausrichtung, 
ihrem sozialen Status oder kultureller Herkunft 
beraten werden. Aber auch das soziale Umfeld 
der Betroffenen (Familie, Beruf, Nachbarschaft 
und Freundeskreis), welches ein wesentliches 
Element zur Stabilisierung und zum Schutz der 
Betroffenen darstellt, kann eine fokus sierte An-
griffsfläche hinsichtlich der Strategien der Täter 
sein. Die Beraterinnen bieten, wenn notwendig 
oder erbeten, auch geeignete Unterstützungs-
leistungen in Form von psychosozialer Beratung, 
Sicherheitsberatung und Informationsgesprächen 
für Personen aus den Sozialstrukturen der Be-
troffenen an.

Die Interventionsstelle arbeitet methodisch im 
Rahmen der Krisenintervention zur Unterstüt-
zung der von Gewalt betroffenen Personen. Ne-
ben der psychosozialen Beratung und Stabili-
sierung der Betroffenen werden auch weitere 
Themen besprochen wie der Ablauf des Polizei-
einsatzes, eine mögliche Gefährdungseinschät-
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zung und ein Sicherheitsplan, rechtliche Unter-
stützung, Beratung zum Kindeswohl sowie eine 
denkbare Begleitung zu Rechtsanwälten, Behör-
den und Ämter.

Der Umfang der Beratungen richtet sich nach dem 
Umfang und der Dauer der Gefährdung, landes-
spezifischen Vorgaben sowie der einzelfallbezo-
genen Risikobewertung und des Risikomanage-
ments.

Je nach Gefährdungslage sind Kooperationsge-
spräche, interdisziplinäre Fallbesprechungen, Hil-
feplangespräche und Begleitungen im Einzelfall 
notwendig. Mit dem Followup-Termin – drei Mo-
nate nach erfolgter Hilfeleistung – wird, bei Be-
darf erneut die Unterstützung angeboten und die 
Beratung gegebenenfalls neu in Gang gesetzt.

Aufgrund des umfangreichen Arbeitsauftrages 
zum Thema Stalking, ergibt sich aus den Stalking-
handlungen häufig ein längerfristiger Beratungs-
auftrag. Dies trifft ebenso auf traumatisierte 
Personen zu, die aufgrund kontinuierlicher Wie-
derholung von Gewalt oder der Gefahr von Ge-
walt stabilisierende Beratungen benötigen und 
traumaspezifische Weitervermittlung erforderlich 
machen. 

Interventionsstellen initiieren zudem (Selbsthil-
fe-)Gruppen, wodurch die Selbstorganisation von 
Menschen unterstützt wird und kollektive Res-
sourcen für eine selbstbestimmte Lebensgestal-
tung freigesetzt werden können.

Die Angebote sind kostenfrei. Die Mitarbeiter*in-
nen stehen unter Schweigepflicht. Ausnahmen 
gelten, soweit sie das Gesetz vorsieht oder ein 
bedrohtes Rechtsgut überwiegt.

5.3.2.2  Kinder- und Jugendberatung der 
   Interventionsstellen

Die Kinder- und Jugendberatung ist ein weiteres 
Angebot mancher Interventionsstellen. Sie nimmt 
nach Übermittlung der Daten durch die Berate-
rinnen ebenfalls proaktiv Kontakt zu dem von 
Gewalt betroffenen Elternteil auf, um ihr Ange-
bot für Kinder als Zeugen und Beteiligte von Part-
nergewalt zu erläutern und zu unterbreiten. 

Die Parteilichkeit der Kinder- und Jugendbera-
terinnen bezieht sich hauptsächlich auf die Kin-
der als Mitbetroffene oder aber auch als direkt 
von Gewalt Betroffene. Die Parteilichkeit für die 

Kinder ist besonders im Kontext von Schutz, Si-
cherheit oder Umgangsregelungen, bei denen Er-
wachsene eigenzielführend argumentieren oder 
handeln, von großer Bedeutung.

Entscheidet sich das Elternteil für die Inan-
spruchnahme, werden im Erstgespräch die Zie-
le und Grenzen der Kinder- und Jugendberatung 
und die Modalitäten ohne die betreffenden Kin-
der geklärt. Inhalte des Gespräches sind Fragen 
nach der Problemakzeptanz von Kindeswohlge-
fährdung durch häusliche Gewalt und Stalking, 
sowie die Dauer und die Rahmenbedingungen für 
die Beratung mit den Kindern in der Häuslichkeit 
oder in der Interventionsstelle. Über die Reflexi-
on des Polizeieinsatzes wird die Perspektive des 
von Gewalt betroffenen Elternteils auf die Rech-
te des Kindes gerichtet. Schwerpunkte sind dabei 
das Aufklären über die Folgen und Auswirkungen 
der Gewalt sowie die Sensibilisierung für die Be-
lange und Bedürfnisse der Kinder. Der Fokus wird 
dabei auf schützende Faktoren, gewaltfreie Er-
ziehung, Hinweise zur Stärkung und Förderung 
der Eltern-Kind-Beziehung und die Stärkung 
der Erziehungskompetenz gelegt. Besonders bei 
Säuglingen und Kleinkindern beeinflussen Ge-
walterfahrungen insbesondere die Hirnreifung 
und Bindungserfahrungen. Da entwicklungsbe-
dingt eine Beratung mit so jungen Kindern nicht 
möglich ist, gewinnt die Zusammenarbeit mit 
dem gewaltbetroffenen Elternteil umso mehr an 
Bedeutung.

Die Kinder- und Jugendberatung ist ein Angebot 
für von häuslicher Gewalt mitbetroffene Kinder 
und Jugendliche zwischen 4 und 18 Jahren. Mit 
Hilfe unterschiedlicher Methoden erhalten die 
Kinder die Möglichkeit, sich mit den Gewalterfah-
rungen auseinanderzusetzen. Abhängig vom Alter 
und der Entwicklung kommen verschiedene kre-
ative und handlungsorientierte Methoden zum 
Einsatz. Dazu ist es förderlich, das Gewaltthema 
zu enttabuisieren und das Schweigegebot (Fami-
liengeheimnis) zu durchbrechen.

5.3.2.3  Beratungsstellen gegen sexuelle/
   sexualisierte Gewalt

Im Verbund der geschlechtsspezifischen Anti-
gewaltarbeit der AWO existieren einige wenige 
Fach beratungsstelle gegen sexuelle/sexualisierte 
Gewalt.

Die Beratungsstellen gegen sexuelle/sexualisierte 
Gewalt sehen es als ihre Aufgabe, von sexuali-
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sierter Gewalt betroffene Frauen, Kinder und Ju-
gendliche durch Beratung zu informieren, zu sta-
bilisieren und sie dabei zu unterstützen, eigene 
Entscheidungen zu treffen und ihren Weg der 
Verarbeitung zu finden. Der Beratungsansatz ist 
parteilich für Betroffene von sexualisierter Ge-
walt und schreibt die Verantwortung den Tätern 
und Täter*innen zu. Für die Ratsuchenden ist die 
Beratung kostenfrei. Im Bereich der Prävention 
werden Maßnahmen zur Vorbeugung und Verhin-
derung von sexualisierter Gewalt auf individuel-
ler und gesellschaftlicher Ebene initiiert, unter-
stützt und durchgeführt.

Die Beratungsstellen bieten
• Beratung für Betroffene von sexualisierter 

Gewalt an. Dabei kann es sich um aktuelle 
Straftaten oder auch länger zurückliegen-
de Taten handeln. Eine Anzeige bei der Poli-
zei ist für die Beratung nicht erforderlich. Auf 
Wunsch wird auch anonym beraten.

• Beratung von Angehörigen und dem näheren 
sozialen Umfeld der Betroffenen. Zum einen 
um den Angehörigen selbst Unterstützung zur 
Bewältigung der Situation anzubieten und 
zum anderen um sie im Umgang mit den Be-
troffenen zu stärken.

• Begleitung von Verdachtsfällen

• Beratung von Fachkräften (Lehrer*innen, 
Erzieher*innen usw.)

• Präventionsangebote
• Präventionsveranstaltungen in Schulen, 

Kindergärten, Jugendgruppen
• Informationsangebote für Schüler*innen, 

Multiplikator*innen, Interessierte, andere 
Beratungsstellen

• Elterninformationsabende
• Fortbildungsveranstaltungen für Fach-

kräfte, Interessierte

• Öffentlichkeitsarbeit, u. a. Präsentation der 
Beratungsstellen bei öffentlichen Veranstal-
tungen (Messen, Börsen, Tagungen, Festen) 
macht das Beratungsangebot für die ver-
schiedenen Zielgruppen sichtbar und ist 
damit auch Teil der niedrigschwelligen Sen-
sibilisierungs- und Präventionsarbeit.

5.3.2.4  Beratungsstellen für Jugendliche, die 
   sexuell ausgebeutet wurden

Die AWO Beratungsstelle „PHOENIX – gegen sexu-
elle Ausbeutung von Jungen“ im Saarland bietet 
in diesem Bereich ein spezialisiertes und niedrig-
schwelliges Beratungs- und Hilfsangebot für von 
sexueller Gewalt betroffene Jungen, männliche 
Jugendliche und junge Erwachsene bis 21 Jah-
re, sowie deren Bezugspersonen, pädagogische 
Fachkräfte und Institutionen an. Die männlichen 
Fachkräfte arbeiten hierzu in den Bereichen In-
tervention und Prävention.

Intervention bedeutet die parteiliche Beratung 
der betroffenen Jungen und Jugendlichen, die 
Beratung der Bezugspersonen sowie die Beratung 
von Fachkräften in Institutionen. Die Solidarisie-
rung und die parteiliche Hinwendung ist zent-
rales Element im Umgang mit den Betroffenen, 
denn „entscheidend ist, … ein betroffenes Kind 
so zu begleiten, dass es die Chance hat, selbst 
ohne Angst mitzubestimmen, wie es weiterge-
hen soll …“29 Dies bedeutet, dass die Wünsche 
des Kindes seinem Entwicklungsstand entspre-
chend während des Interventionsprozesses so 
weit wie möglich zu berücksichtigen sind. Einer 
dieser Wünsche kann der nach Anonymität sein. 
Wichtig für die Verarbeitung sexueller Gewalter-
fahrungen ist außerdem, dass Kinder in der Be-
ratung nicht auf ihr Opfersein reduziert werden.

Des Weiteren bietet die Beratungsstelle Hilfe in 
Krisensituationen an. Psychotherapien sind mit 
Kindern und Jugendlichen nur in Ausnahmefäl-
len durchzuführen. Jungen, die den Wunsch ver-
spüren eine Psychotherapie zu beginnen bzw. 
bei denen nach Einschätzung der Beratungsfach-
kraft ein psychotherapeutischer Behandlungsbe-
darf gesehen wird, werden in eine Psychothera-
pie weitervermittelt und dabei unterstützt. Bis zu 
Beginn der Psychotherapie wird die Kriseninter-
vention durch die Beratungsstelle sichergestellt.

Die Beratungsstelle bietet ebenfalls Hilfe an im Um-
gang mit dem Verdacht auf sexuelle Ausbeutung.

Im Fall eines Strafverfahrens ist es möglich, dass 
Betroffene durch die Fachkräfte begleitet wer-
den. Im Vorfeld ist es wichtig, bei den Interven-
tionsschritten die möglichen Erfordernisse eines 
späteren Strafverfahrens zu berücksichtigen.

29 Hebenstreit-Müller, Sabine, 1994: Arbeit mit sexuell missbrauchten Kindern und Jugendlichen. 
Fachliche Essentials aus der Sicht der Regeldienste in der Jugendhilfe. In: Soziale Arbeit, 
H. 5/1994, S. 153.
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Der Handlungsbedarf wird individuell von Fall zu 
Fall entschieden, dabei kann es sich um eine ein-
malige Beratung bis zu einer monatelangen Be-
treuung mit Prozessbegleitung handeln. Im Sinne 
der Niedrigschwelligkeit werden auch dezentra-
le Beratungsangebote im gesamten Bundesland 
angeboten, um Hilfe suchenden Personen den 
Zugang zur Beratung zu erleichtern.

Wichtige Schritte der Intervention können sein:
• Der Klärungsprozess mit den Betroffenen und 

ihren Bezugspersonen

• Beratung, Begleitung und Unterstützung 
der Kinder und Jugendlichen sowie deren 
Geschwistern

• Stärkung der Ressourcen der Kinder/Jugend-
lichen

• Behandlung von posttraumatischen Sympto-
men (Ängsten, Alpträumen, sich aufdrängen-
den Erinnerungen, Schreckhaftigkeit u. a.)

• Stärkung der Bezugspersonen (v.a. bei 
sekundärer Traumatisierung)

• Therapeutische Hilfe in Krisensituationen 

• Vermittlung psychotherapeutischer Hilfe 
zur Bearbeitung der Gewalterfahrungen 

• Sicherstellung der Prozessbegleitung im 
Fall eines Strafverfahrens

• ggf. die Abstimmung der Zusammenarbeit 
mit der Polizei

• die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt 
und dessen Vermittlung von Angeboten 
der Jugendhilfe

• Nachsorge

Im Bereich der Prävention bietet die Beratungs-
stelle Veranstaltungen für Eltern und andere Be-
zugspersonen, pädagogische Fachkräfte und 
selbstverständlich für Kinder und Jugendliche an. 
Zu den unerlässlichen Vorbedingungen der Prä-
ventionsarbeit mit den Kindern gehört jedoch 
auch die aktive Auseinandersetzung der Erwach-
senen mit dem Thema „sexuelle Gewalt“. Kin-
der und Jugendliche brauchen die Hilfe von Er-
wachsenen. Erwachsene sind einerseits die Eltern 
bzw. enge Bezugspersonen, die Aufklärung, In-
formation, Unterstützung und Begleitung brau-
chen und diese in Form von persönlichen Gesprä-

chen und Informationsveranstaltungen erhalten. 
Andererseits geht es um Fachkräfte und Multip-
likator*innen, die mit Kindern und Jugendlichen 
arbeiten. Mit diesen Multiplikator*innen können 
ebenfalls Fortbildungen durchgeführt werden.

Neben der geschlechtsspezifischen Ausrichtung 
in Kooperation mit einer Beratungsstelle in Fällen 
sexueller Ausbeutung von Mädchen ist eine Dif-
ferenzierung nach Zielgruppen unabdingbar, d. h. 
die Frage „Wer braucht was?“ muss im Mittel-
punkt stehen. Bei Präventionsanfragen werden 
daher in einer ersten Kontaktaufnahme Bedarf 
und Zielvorstellungen erfragt. Außerdem werden 
den Interessenten Grundinformationen über die 
Angebote des Projektes sowie die den Angeboten 
zu Grunde liegenden Durchführungsmodalitäten 
gegeben. Sind Erwartungen oder Bedarf nicht in 
das projekteigene Angebotsspektrum zu integrie-
ren, werden gegebenenfalls alternative Möglich-
keiten aufgezeigt.

5.3.2.5  Beratungsstellen für Betroffene von
   Menschenhandel und Zwangsverheiratung

Die EU verabschiedete in ihrem Rahmenbeschluss 
des Europarates 2002 die Definition von Men-
schenhandel, die 2005 im deutschen Strafrecht 
unter § 232 StGB Menschenhandel zum Zweck der 
sexuellen Ausbeutung und § 233 Menschenhan-
del zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft 
umgesetzt wurden.

Es gibt verschiedene Formen von Menschenhan-
del: Erzwungene Prostitution, Heiratshandel, Aus -
nutzung der Arbeitskraft als Haushaltshilfe, im 
Baugewerbe, in der Textilbranche, im Restaurant 
als Koch, Köchin oder Kellner*in, Einsatz im Rah-
men krimineller Aktivitäten sowie Organ- oder 
Adoptionshandel.

Zurzeit (Stand September 2016) bieten zwei AWO 
Beratungsstellen ein spezialisiertes und niedrig-
schwelliges Beratungs- und Hilfsangebot für Be-
troffene von Menschenhandel und Zwangsver-
heiratung: „ZORA“ in Mecklenburg-Vorpommern 
und „Vera“ in Sachsen-Anhalt.

Die Beratungsstellen für Betroffene von Menschen-
handel und Zwangsverheiratung richten sich an:
• Menschen die durch Gewalt, Drohung und 

Ausnutzung ihrer starken Abhängigkeit oder 
durch Täuschung zur Prostitution angehalten 
werden

• Betroffene, die durch Heiratshandel oder 
Handel in Arbeitsverhältnisse nach Deutsch-
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land gebracht wurden und unter Bedingun-
gen starker Ausbeutung leben

• Betroffene von Zwangsverheiratungen und 
Zwangsehen und Frauen, die „im Namen der 
Ehre“ Gewalt erfahren.

• Nationale und internationale Organisatio-
nen, Beratungsstellen und Institutionen, die 
in diesem Arbeitsfeld beschäftigt sind, sowie 
Betreuer*innen und Helfer*innen, die unsere 
Arbeit unterstützen

Die Beratungsstelle bietet Einzelbegleitung und 
psychosoziale Unterstützung:
• Dezentrale Krisenintervention

• Schaffung von Rahmenbedingungen für Ver-
trauensverhältnis:
• Unterbringung
• Aufenthalt
• Sicherung der existenziellen Grundbedürf-

nisse, fi nanzielle Absicherung
• Dokumente

• Psychosoziale Betreuung-Schwerpunkte:
• Hilfen zur Bewältigung des Alltags
• Stärkung, Stabilisierung des Selbstvertrau-

ens
• Förderung von Eigenverantwortung, Un-

terstützung bei der Planung der eige-
nen Situation und Entscheidungsfi ndung 
(Rückreise oder Aussage)

• Vermittlung von medizinischer und thera-
peutischer Hilfe

• Gesprächsangebote
• Umfassende Unterrichtung zur Rechtslage 

und Vermittlung von anwaltlicher Hilfe
• Prozessbegleitung
• Hilfe/Begleitung bei Behördengängen

Neben der individuellen Betreuung sind Vernet-
zung und Zusammenarbeit mit anderen Part-
ner*innen wesentlich, um den Klient*innen die 
passende Hilfe zukommen zu lassen:
• Enge Kooperationen bestehen zu Institutio-

nen, Behörden und Einrichtungen (Polizei, 
Ausländerbehörde, Sozialamt, Jugendamt, 
Ordnungsamt). Seit 2011 gibt es beispiels-
weise in Mecklenburg-Vorpommern eine 
Kooperationsvereinbarung zwischen der Lan-
despolizei, den Generalstaatsanwaltschaften 
und der Beratungsstelle, in der die Arbeit der 
praktischen Partner geklärt ist

• In Zusammenarbeit mit freien Trägern, Kir-
chengemeinden, Wohnungsgesellschaften, 

Frauenvereinen u. a. werden Klient*innen im 
ganzen Bundesland untergebracht

• Dolmetscher*innen und Rechtsanwält*innen 
werden für das Thema Zwangsverheiratung 
und Menschenhandel sensibilisiert und für 
die Zusammenarbeit aktiviert

• Gewinnung von Mitstreiter*innen zur Unter-
stützung bei länger währender Begleitung 
von Opfern

• Hilfenetzwerk im Bundesland und länder-
übergreifend

5.3.3 Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit 
 der Fachberatungsstellen

Die Beratungsstellen bieten je nach Kapazität 
Präventionsangebote zu Gewalt in sozialen Nah-
beziehungen und/oder zu sexualisierter Gewalt 
für unterschiedliche Zielgruppen an. Diese Schu-
lungsangebote sind zeitlich und thematisch für 
die jeweiligen Institutionen angepasst und infor-
mieren und klären auf.

Veranstaltungen, Presse- und Medienarbeit etc. 
führen zu einer gesellschaftlichen Auseinander-
setzung mit sowie Aufklärung zu und Sensibili-
sierung für Gewalt im sozialen Nahraum sowie 
sexualisierter Gewalt und können zu einer Ver-
besserung des Schutzes bei gewalttätigen und/
oder sexualisierten Übergriffen beitragen. Durch 
Flyer, eine Homepage und sonstiges geeigne-
tes Informationsmaterialien werden Beratungs-
ansätze und -möglichkeiten und die Rechte der 
Opfer in der Öffentlichkeit bekannt gemacht.

Gerade im Hinblick auf die Erreichbarkeit aller 
Betroffenen werden Materialien in unterschied-
lichen Sprachen zur Verfügung gestellt.

5.3.4  Anforderungen an die Qualität der Arbeit 
 der Fachberatungsstellen 30 

Die AWO setzt sich bundesweit für eine flächen-
deckende Versorgung mit Beratungsstellen mit 
einem Anspruch auf professionelle Arbeit ein.

Personelles

Der Personalschlüssel ist abhängig vom Umfang 
der Aufgabe der Beratungsstellen. In den Bera-
tungsstellen arbeiten ein/e oder mehrere Berate-
rin/nen für die Beratung der Erwachsenen bzw. in 
der Kinder- und Jugendberatung. Relevant sind 
neben den Einsatzzahlen der Polizei, die Bevöl-
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kerungsdichte im Einzugsgebiet der Beratungs-
stelle, die Verkehrsinfrastruktur und das beste-
hende System der Unterstützungseinrichtungen.

Die Träger garantieren eine den Anforderungen 
entsprechende, fachlich qualifizierte Besetzung 
und Entlohnung der Arbeitsstellen und stellen 
eine regelmäßige Supervision und fachliche Fort-
bildung sicher. Es werden überwiegend weibli-
che Fachkräfte eingesetzt. Bei Angeboten der Be-
ratung von Tätern oder von Gewalt betroffenen 
Männern und Jungen, wird vorrangig männliches 
Personal eingesetzt.

Anforderungsprofil der Beratungsfachkräfte

In der Auswahl des Personals steht die geeignete 
Fachlichkeit und persönliche Kompetenz im Zent-
rum. In der Beratungsarbeit werden Frauen – und 
unter den oben genannten Bedingungen Män-
ner – mit einschlägigem Hochschul- oder Fach-
hochschulstudium im psychosozialen Bereich, 
wie Sozialarbeit, Psychologie bzw. Sozialpädago-
gik oder vergleichbarem Studium eingesetzt. In 
einigen Beratungsstellen (v. a. Interventionsstel-
len) werden auch Jurist*innen beschäftigt.

Voraussetzungen für die Tätigkeit sind neben all-
gemeinen Qualifikationen in der psychosozia-
len Beratung juristische Kenntnissen zur Um-
setzung des Gewaltschutzgesetzes sowie zum 
Straf-, Zivil-, Familien-, Sozial-, Aufenthalts-, 
Asyl- und Polizeirecht im Kontext Gewalt im so-
zialen Nahraum. Darüber hinaus sind umfassende 
Kenntnisse über die Gewaltdynamik in Beziehun-
gen und deren psychodynamischen Auswirkun-
gen, das Wissen um Erscheinungsformen von Ge-
walt und den prozesshaften Verlauf der Lösung 
einer Misshandlungsbeziehung, eine ressourcen-
orientierte und wertschätzende Haltung sowie 
Reflexionsfähigkeit erforderlich. Eine Zusatzqua-
lifikation im beraterischen oder therapeutischen 
Bereich wird als sinnvoll erachtet. Persönliche 
Fähigkeit zur Netzwerkarbeit sowie zur Öffent-
lichkeitsarbeit sind notwendige Grundlagen für 
die politische und fachpolitische Arbeit.

In der Beratungsstelle gegen sexuelle/sexualisier-
te Gewalt werden Beratung und Präventionsarbeit 
in multiprofessioneller Teamarbeit geleistet. Alle 
Fachkräfte verfügen in der Regel den Anforderun-
gen der Stellen entsprechend über Ausbildungen 
im Bereich der Traumatherapie oder Traumapäd-
agogik sowie über entweder eine psychothera-
peutische oder eine systemische Ausbildung.

Zur Qualitätssicherung zählt ebenfalls internes 
und externes Controlling. Diese bieten Hinweise 
zur bestehenden Qualität sowie Nachbesserungs-
bedarfen.

Dokumentationen bieten eine besondere Form 
der Reflexion des Unterstützungsprozesses und 
der Planung weiterer Vorgehensweisen zur Qua-
litätssicherung, Qualitätssteigerung und der kon-
zeptionellen Weiterentwicklung.

Die Qualität der Beratungsarbeit wird durch fach-
liche Fortbildungen sowie Supervisionen, kolle-
giale Fachberatung und Teambesprechungen si-
chergestellt und weiterentwickelt.

Eine kompetente Beratungsarbeit wird durch 
eine ausreichende Ausstattung an methodischen 
Material und Fachliteratur in den Fachberatungs-
stellen gesichert.

Räumliche Ausstattung und regionale Verortung

Die Beratungsstellen sind vor dem Hintergrund 
der jeweiligen regionalen Struktur verortet. Hin-
sichtlich der Standortwahl ist eine gute und zent-
rale Erreichbarkeit insbesondere mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln anzustreben. In Städten und 
Kreisen können auch unterschiedliche Standorte 
im gesamten Einzugsgebiet zur individuellen Be-
ratung vorgehalten werden. Im Bedarfsfall oder 
nach den Regelungen der länderspezifischen Poli-
zeigesetze erfolgt proaktive, aufsuchende Bera-
tung.

Die räumliche Architektur ist so angelegt, dass die 
Beratungen in einem geschützten Rahmen erfol-

30 Vgl. dazu auch Frauenhauskoordinierung e.V., 2014: Qualitätsempfehlungen für Frauenhäuser 
und Fachberatungsstellen für gewaltbetroffene Frauen. http://www.frauenhauskoordinierung.
de/fileadmin/redakteure/pdfs/Aktuelles/FHK_Qualitaetsempfehlungen_fuer_Frauenhaeuser_
und_Fachberatungsstellen_2014_web.pdf; für Interventionsstellen vgl. Standards für die Arbeit 
von Interventionsstellen beschlossen von der Bundeskonferenz der Interventionsprojekte und 
Interventionsstellen am 2. November 2006. http://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/
redakteure/pdfs/PDFs_zu_Infothek_Themen/IST_und_IP/standardsist.pdf
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gen können. Darüber hinaus wird darauf geach-
tet, dass die Räumlichkeiten weitestgehend barrie-
refrei sind. Bei dezentraler Beratungstätigkeit sind 
datenschutzrechtliche Vorgaben sichergestellt.

Fachliche Kooperationen

Der Schutz und die Unterstützung Betroffener 
und ihrer Kinder erfordern abgestimmte inter-
disziplinäre und multiinstitutionelle Interventio-
nen aus dem Unterstützungssystem. Dabei haben 
Kooperationen im Wesentlichen zwei Zielrichtun-
gen: Einerseits soll hiermit ermöglicht werden, 
dass sich die Beratungsstelle auf die „Gewaltbe-
ratung“ als Kernaufgabe fokussieren und damit 
ressourcenorientiert arbeiten kann. Andererseits 
soll zugunsten der betroffenen Frauen sicherge-
stellt werden, dass fachspezifische Kompeten-
zen der spezialisierten Beratungseinrichtungen 
für eine nachhaltige Hilfe betroffener Frauen ge-
nutzt werden. Durch die Nutzung der fachspe-
zifischen Kompetenzen der Kooperationspartner 
sollen Synergieeffekte erzielt werden. Daher um-
fassen die Kooperationen interne AWO- Dienste 
und spezialisierten Beratungsstellen anderer Trä-
ger als Partner.

Eine enge Kooperation mit den örtlichen Frauen- 
(und Kinder-)Schutzhäusern ist unabdingbar. So-
fern Frauen und Kinder in ihrem bisherigen Le-
bensumfeld nicht die notwendige Sicherheit 
haben, wird der Kontakt zwecks Aufnahme ins 
Frauen- und Kinderschutzhaus organisiert und 
begleitet. Auch die Zusammenarbeit mit der Po-
lizei und dem Jugendamt ist engmaschig und 
strukturiert aufgebaut.

Die qualifizierte Hilfe ist ganzheitlich, stärkend 
und umfassend. Bezogen auf notwendige weiter-
führende Hilfen ist die Zusammenarbeit mit und 
Weitervermittlung spezialisierten Beratungsstel-
len wie bspw. Opferschutzberatung, Beratung für 
Eltern, Kinder und Jugendliche, Sucht- und Dro-
genberatung, Ehe-, Familien und Lebensbera-
tung, Schuldnerberatung etc. ein wesentlicher 
Bestandteil der Arbeit. 

Die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 
der Kinder- und Jugendhilfe wie bspw. Jugend-
amt, andere Beratungsstellen, Kindertagesstätten 
und Schulen spielt bei der Kinder- und Jugend-
beratung einzelfallbezogen sowie auch koope-
rierend fallübergreifend gemeinsam mit den Er-
wachsenenberater*innen der Beratungsstellen 
eine große Rolle.

Aufgrund der pro-aktiven Auftragslage der Inter-
ventionsstellen ist der wichtigste Kooperations-
partner hier die Polizei. Die Jugendämter, die Jus-
tiz, sind wichtige Kooperationspartner*innen im 
Bereich des Fallmanagements und der Sicherheits-
planung. Ebenso wichtig für die (Wieder-)Erlan-
gung selbstbestimmter Lebensgestaltung und der 
gesundheitlichen Versorgung von Gewalt Betrof-
fener sind Einrichtungen des Gesund heitswesens 
und andere Beratungs- und Unterstützungsein-
richtungen.

Darüber hinaus kooperieren die Beratungsstellen 
mit anderen staatlichen Stellen (Gleichstellungs-
beauftragte, Ausländerbehörde) sowie anderen 
Einrichtungen im Einzugsgebiet. Weitere wich-
tige Kooperationspartner*innen sind Beratungs-
stellen für Schwangerschaft, Partnerschaft und 
Sexualität sowie Beratungsstellen für Migration, 
insbesondere Flüchtlingsberatung.

Die Beratungsstellen sind ein wesentlicher Teil 
der regionalen Kooperationsbündnisse, wie Ar-
beitskreise gegen Gewalt an Frauen und Kindern, 
Runde Tische gegen häusliche Gewalt u.ä. und 
arbeiten dort aktiv und gestaltend mit. Im Sin-
ne eines Beratungsverbunds werden vorhande-
nen Dienste in der Einzelfallhilfe und in der Netz-
werkarbeit einbezogen.

5.3.5 Finanzierung der Fachberatungsstellen

Die Beratungsstellen werden i.d.R. durch eine 
Mischkalkulation finanziert. Je nach Vorgaben be-
teiligen sich die Bundesländer, Kommunen, ört-
lichen Träger und Andere. Die AWO als Träger bringt 
meist Eigenanteile für diese Arbeit ein.

Die Wirksamkeit und Notwendigkeit der Bera-
tung ist fachpolitisch unumstritten. Beratungs-
stellen sind Vorsorgeeinrichtungen. Das Angebot 
der Beratungsstellen hat dennoch punktuell und 
bundesweit keine befriedigende Finanzierungs-
grundlage. Die Ausstattung und Kontinuität ist 
häufig abhängig von politischen Mehrheiten und 
Haushaltslagen. Die Finanzierung darf nicht über 
Fallpauschalen oder erbrachten Leistungen ge-
sichert werden, sondern ist vielmehr über einen 
bundesweiten Rechtsanspruch zu gewährleisten.
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5.4 Psychosoziale Prozessbegleitung

5.4.1 Profil der psychosozialen Prozessbegleitung

Durch die 3. Opferrechtsreform besteht ab dem 
1. Januar 2017 für besonders schutzbedürftige 
Opfer von schweren Gewalt- und Sexualstraftaten 
ein Anspruch auf eine kostenfreie psychosoziale 
Prozessbegleitung. Sie ist vor, während und nach 
einer strafrechtlichen Hauptverhandlung eine 
Form der nichtrechtlichen Begleitung und wird 
staatlich finanziert. Sie dient der Informations-
vermittlung und stellt eine qualifizierte Betreu-
ung und Unterstützung dar, mit dem Ziel die Be-
lastung der Betroffenen zu reduzieren (§2 Abs. 1 
PsychPbG-neu). Die psychosoziale Prozessbeglei-
tung erhält hierfür ein Anwesenheitsrecht in der 
Hauptverhandlung und bei Vernehmungen des 
Tatopfers.

Der Anspruch besteht insbesondere für minder-
jährige Opfer von Gewalt- und Sexualstrafta-
ten sowie für Personen, die ihre Interessen nicht 
ausreichend wahrnehmen können – hierbei sind 
besonders Menschen mit Behinderung angespro-
chen. Generell gilt, dass eine psychosoziale Pro-
zessbegleitung vom Gericht beigeordnet werden 
muss, wenn dies die besondere Schutzwürdig-
keit des betroffenen Kindes erfordert bzw. auf 
Antrag beigeordnet werden kann, wenn dies im 
Sinne der Schutzwürdigkeit der Betroffenen an-
gezeigt ist.

Zudem steht es jedem Tatopfer frei, sich selbst 
auf eigene Kosten einer psychosozialen Prozess-
begleitung zu bedienen.

5.4.2 Angebote der Psychosozialen 
 Prozessbegleitung

Die Strafverfahren sind für Opfer schwerer Ge-
walttaten eine große persönliche und psychi-
sche Herausforderung. Sie müssen sich in der 
Rolle als Zeug*innen und in einer ihnen frem-
den Situation vor Gericht erneut mit dem Ge-
walterleben auseinandersetzen. Im Strafverfah-
ren werden die traumatischen Erlebnisse für das 
Gewaltopfer wieder präsent, diese müssen sich 
aktiv erinnern und das Erlebnis möglichst genau 
schildern, damit eine Strafverfolgung gelingen 
kann. Zudem mischen sich Gefühle von Scham 
und Angst unter die Traumatisierung, wodurch 
es zu Unsicherheiten, Blockaden und Gedächt-
nislücken kommen kann. Dies hat massive Aus-
wirkungen auf die Aussagefähigkeit und Glaub-
würdigkeit des Opfers, was mit fatalen Folgen für 
die psychische Stabilität verbunden ist. Durch 

eine adäquate Vorbereitung, Stabilisierung und 
Unterstützung durch den*die psychosoziale Pro-
zessbegleiter*in soll das Opfer gestärkt und so-
mit verhindert werden, dass es zu Retraumati-
sierung und Sekundärviktimisierung kommt.

Bisher boten Anlauf-, Beratungs- und Interven-
tionsstellen der AWO bereits im Rahmen der Be-
ratungstätigkeit eine Begleitung zur Anzeigen-
erstattung sowie zu Gerichtsverhandlungen an. 
Im Rahmen dieser Begleitung wird über den Ab-
lauf informiert, Hintergründe erklärt, Ängste und 
Befürchtungen abgebaut, Verhaltensmöglichkei-
ten und Notfallpläne entwickelt sowie Stabili-
sierungstechniken eingeübt. Es ist eindeutig zu 
beobachten, dass dadurch die Belastungen auf 
Seiten des Opfers enorm reduziert werden kön-
nen. Psychosoziale Prozessbegleitung ist damit 
eine wichtige und unverzichtbare Ergänzung des 
Opferschutzes.

5.4.3 Öffentlichkeitsarbeit der psychosozialen 
 Prozessbegleitung

Zur Einführung dieses neuen Angebots im Rah-
men des Opferschutzes werden alle relevanten 
Zielgruppen über die Neuregelung und deren prak-
tische Umsetzung informiert. Die gewaltbetrof-
fenen Frauen und deren Kinder werden spezifisch 
angesprochen, so etwa über Flyer, Internet, Ak-
teure der Justiz und Beratung.

Multiplikator*innen können z. B. über Anwalts-
kammern, Justizintranet, Trägerspezifische Kom-
munikationsplattformen und Schulungen infor-
miert werden.

5.4.4 Anforderungen an die Qualität der 
 psychosozialen Prozessbegleitung

Personalausstattung und Anforderungsprofil

Die Versorgung durch die Psychosoziale Prozess-
begleitung soll möglichst flächendeckenden aus-
gebaut werden. Die Psychosoziale Prozessbeglei-
tung wird vom Gericht individuell zugeordnet und 
begleitet im 1 : 1 Verhältnis die Gewaltbetrof-
fenen.

Mittels einer Weiterbildung können sich geeignete 
Fachkräfte der Professionen Sozialpädagogik, So-
ziale Arbeit, Pädagogik und Psychologie zur psy-
chosozialen Prozessbegleitung qualifizieren.

Aufgrund der anspruchsvollen Tätigkeit sind not-
wendige, fachliche Qualifikationen geboten, dazu 
zählen Berufserfahrung, Beratungskompetenz, 
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Konfliktfähigkeit und organisatorische Kompe-
tenz. Gleichzeitig sind Fachwissen zur Zielgruppe 
der gewaltbetroffenen Opfer sowie umfangreiche 
Kenntnisse der Medizin, Psychologie, Viktimolo-
gie, Kriminologie und des Rechts notwendig. Re-
gelmäßige Fortbildungen garantieren eine fort-
laufende fachliche Weiterentwicklung.

Die zu erfüllenden Qualifikationsanforderungen 
für eine richterliche Beiordnung als psycho soziale 
Prozessbegleitung müssen innerhalb eines An-
erkennungsverfahrens nachgewiesen werden. 
Hierfür sind die Länder zuständig.

Fachliche Kooperationen

Die Psychosoziale Prozessbegleitung ist in ihrer 
jetzigen Form und Konzeption strikt getrennt von 
psychosozialer und anwaltlicher Beratung der Be-
troffenen und dient ausschließlich der „neutra-
len“ Begleitung im Gerichtsprozess. Die Psycho-
soziale Prozessbegleitung arbeitet in Kooperation 
mit dem örtlichen Hilfeangebot für Gewaltopfer 
und stellt eine Vernetzung sicher.

5.4.5 Finanzierung der psychosozialen 
 Prozessbegleitung

Die Finanzierung des Angebots der psychosozia-
len Prozessbegleitung ist fallbezogen und liegt in 
der Zuständigkeit der jeweiligen Landesministe-
rien der Justiz, die nach der gültigen Gebühren-
ordnung vergüten.

5.5 Nachsorge für von Gewalt betroffene 
  Frauen: sozialtherapeutische Wohn-
  gemeinschaft für Frauen (Einrichtung 
  der Eingliederungshilfe)

5.5.1 Profil der sozialtherapeutischen 
 Wohngemeinschaft

Ein Angebot der Nachsorge der geschlechtsspezi-
fischen Antigewaltarbeit der AWO ist die sozial-
therapeutische Wohngemeinschaft für Psychiatrie 
erfahrene Frauen in Konstanz. Dabei handelt es 
sich um eine qualifizierte Einrichtung der Einglie-
derungshilfe (§§ 67 bis 69 SGB XII).

In vielen Frauenhäusern existieren – u. a. aufgrund 
der chronischen Unterfinanzierung – noch keine 
ausreichenden Kompetenzen und Fachkenntnis-
se für den Umgang mit psychischen Beeinträchti-
gungen der Klientinnen. Gleichzeitig besteht ein 
Zusammenhang zwischen den Auswirkungen von 
(langjähriger) Gewalt auf Frauen und der Entste-

hung psychischer Beeinträchtigungen. Psychische 
Folgen von Gewalt im sozialen Nahraum können 
sein: Depressionen, Angst- und Panikattacken, 
Schlafstörungen, Alpträume, Posttraumatische 
Belastungsstörungen, Suizidgedanken, Suizidver-
suche, Autoaggression, Essstörungen, Substanz-
abhängigkeiten, Verlust von Selbstachtung und 
Selbstwertgefühl, Störungen der Sexualität.

5.5.2 Angebote der sozialtherapeutischen 
 Wohngemeinschaft

In der sozialtherapeutischen Wohngemeinschaft 
werden Frauen aufgenommen, die aufgrund ei-
ner psychischen Erkrankung nicht allein leben 
können oder nach längerem stationärem Aufent-
halt eine beschützte Wohngemeinschaft benö-
tigen, um sich im Leben „draußen“ wieder zu-
rechtzufinden.

Die Wohngemeinschaft (WG) ist speziell für Frau-
en, die nicht in einer geschlechtergemischten WG 
leben möchten oder können. Ziel der Wohngrup-
penbetreuung ist das Neu- bzw. Wiedererler-
nen von Bewältigungsstrategien zur eigenstän-
digen Lebensführung sowie der beruflichen und 
sozialen Wiedereingliederung. „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ hat hier absoluten Vorrang und der „För-
derung von gesunden Anteilen“ wird besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet.

Angebot:
• ein eigenes Zimmer in der Wohngemeinschaft

• gemeinsame Küche mit Wohnbereich, Bad, 
WC, Raucherzimmer, Balkon

• sehr eigenständiges Wohnen: Jede Bewoh-
nerin versorgt sich selbst, kauft selbst ein, 
nimmt selbst Medikamente ein

• Beratung und Begleitung in Form von:
• Einzelgesprächen mindestens einmal pro 

Woche: Wochenprotokoll, Stärken/Schwä-
chen, Tagesstruktur, Freizeitgestaltung, 
Umgang mit der Krankheit, Ziele für die 
Zukunft, Zielvereinbarungen usw.

• einer Gruppenaktivität pro Woche: ge-
meinsame Unternehmungen/Aktivitäten 
(Radfahren, Kochen, Spiel usw.) oder Ge-
sprächsrunde einmal pro Monat, die von 
einer Bewohnerin organisiert wird (was 
läuft gut/schlecht in der WG, Wünsche, 
Anregungen usw.)

• Krisengespräche
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Voraussetzungen für die Aufnahme in die WG:
• Psychiatrieerfahrung und Krankheitseinsicht

• Wille zur Veränderung, Mitwirkung

• Bereitschaft für das Dialektisch-Behaviorale 
Therapie-Programm

• Hilfeplangespräch 

Die Wohngemeinschaft ist als Übergangseinrich-
tung gedacht. Die Dauer des Aufenthaltes rich-
tet sich nach den Besonderheiten des Einzelfalles 
und eine Betreuung über mehrere Jahre hinaus 
ist mit dem Landkreis unter Vorlage eines Ent-
wicklungsberichtes und Gesamtplanes jeweils 
neu zu vereinbaren.

5.5.3 Anforderungen an die Qualität der sozial 
 therapeutischen Wohngemeinschaft

Anforderungsprofil

Es wird eine Wohnform angeboten, die von Mit-
arbeiter*innen mit diplomierter sozialarbeiteri-
scher und psychologischer Qualifikation betreut 
wird. Basis der inhaltlichen, fachlichen Arbeit 
bilden die entsprechenden Richtlinien des Land-
kreises über die Förderung betreuter Wohnange-
bote für erwachsene behinderte Menschen in der 
jeweils gültigen Fassung.

Fachliche Kooperationen

Kooperationen finden insbesondere mit dem 
Frauenhaus statt sowie mit Einrichtungen des 
Gesundheitswesens und der Suchthilfe.

5.5.4 Finanzierung der sozialtherapeutischen 
 Wohngemeinschaft

Kostenträger der Maßnahme ist der Landkreis oder 
bei entsprechendem Einkommen die Frau selbst.

5.6 Arbeit mit männlichen Tätern im 
  Rahmen von interinstitutionellen 
  Kooperationsbündnissen gegen 
  Häusliche Gewalt (Täterarbeit HG)

Bisher bieten nur wenige AWO Träger Täterarbeit 
an. Oberstes Ziel der geschlechtsspezifischen An-
tigewaltarbeit der AWO ist es jedoch, geschlechts-
spezifische Gewalt zu beenden. Einen Beitrag 
dazu leistet die opferschutzorientierte Arbeit mit 
den Tätern, um den Kreislauf von Gewalt im sozi-
alen Nahraum zu durchbrechen.

5.6.1 Profil der Täterarbeit

Die Arbeiterwohlfahrt bietet seit 2004 Anti-
Gewalt-Programme für Männer mit dem Schwer-
punkt Häusliche Gewalt an. Diese richten sich an 
Volljährige, die Gewalt gegen ihre Partnerin bzw. 
Ex-Partnerin ausüben oder ausgeübt haben.

Die Einrichtungen der Täterarbeit der AWO haben 
folgendes Grundverständnis von Gewalt:
• Gewalttätiges Verhalten ist erlernt; alternati-

ve, sozialverträgliche Verhaltensweisen kön-
nen erlernt werden.

• Täter sind für ihr gewalttätiges Verhalten zu 
100 Prozent verantwortlich.

• Gewalttätiges Verhalten ist zielgerichtet und 
beabsichtigt.

• Gewalttätigem Verhalten liegt eine Entschei-
dung zugrunde.

• Gewalttätiges Verhalten ist in historische 
und gesellschaftliche Verhältnisse und da-
mit immer auch in Geschlechterverhältnis-
se eingebunden und dient überwiegend der 
Stabilisierung und Erhaltung von Machtver-
hältnissen.

• Gewalttätiges Verhalten ist kein unabwend-
bares Schicksal, sondern veränderbar.

• Gewalttätiges Verhalten zielt darauf ab, Kon-
trolle zu sichern und Macht (wieder) herzu-
stellen.

• Häusliche Gewalt ist kein Problem der sozia-
len Lage (Schicht).

Aufgabe der Täterarbeit ist es, durch die Arbeit 
mit den Tätern den Kreislauf von Gewalt im sozi-
alen Nahraum zu durchbrechen. Dies ist notwen-
dig, da Täter häuslicher Gewalt häufig weiter in 
den Familien leben, regelmäßigen Umgang mit 
den Opfern haben oder nach einer Trennung neue 
Partnerschaften eingehen, in denen sie ihr Ge-
waltverhalten wiederholen.

Im Zusammenleben von Tätern und Opfern kann 
nur der Täter die Gewalt beenden. Eine erfolg-
reiche Arbeit mit den Männern unterstützt deren 
Fähigkeit, Konflikte gewaltfrei zu lösen. Täter-
arbeit leistet daher einen wichtigen Beitrag zum 
Opferschutz und zur Gewaltprävention, was den 
betroffenen Frauen und Kindern zu Gute kommt.
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5.6.2 Angebote der Täterarbeit

Unterstützungs- und Beratungsangebot 
zur Verhaltensänderung

Die Täterarbeit beinhaltet neben der Vernetzung 
und Kooperation ein auf das Thema der Gewalt 
zentriertes und dahingehend konfrontatives Un-
terstützungs- und Beratungsangebot zur Verhal-
tensänderung für gewalttätige Männer (Täter-
programm). Es wird sowohl mit Selbstmeldern als 
auch mit institutionell vermittelten bzw. zuge-
wiesenen Männern (z. B. durch Justiz, Jugendamt) 
gearbeitet. Ein wesentlicher Fokus der Täterarbeit 
liegt auf der Auseinandersetzung mit dem Ge-
waltverhalten der Teilnehmer.

Die Täterarbeit findet in der Regel in Gruppen aus 
5-10 Teilnehmern statt. Die Interaktionen so-
wie die Gruppendynamik fördern das soziale Ler-
nen. Da die zeitliche Dauer und Prozesshaftigkeit 
von Täterprogrammen von zentraler Bedeutung 
für das Erreichen nachhaltiger Verhaltensände-
rungen ist, dauern Täterprogramme mindestens 
sechs Monate und umfassen mindestens 50 Grup-
penarbeitsstunden, zuzüglich Aufnahmeverfah-
ren und Follow-Up-Terminen. Die Termine finden 
meistens im wöchentlichen Turnus statt. Während 
des laufenden Täterprogramms stehen zusätzliche 
Beratungsressourcen zur Verfügung (z. B. für Kri-
senintervention) und auch nach Abschluss des Tä-
terprogramms haben die Männer die Möglichkeit, 
Kontakt zur Einrichtung aufzunehmen.

Die Täterarbeit verfolgt dabei folgende Kernziele:
• Keine erneute Gewaltausübung: Die Gewalts-

pirale muss schnell und nachhaltig unterbro-
chen werden. Gewalttätige Männer sollen ihr 
Risiko erkennen, Wiederholungstaten zu be-
gehen und vorbeugende Maßnahmen ergrei-
fen können.

• Verantwortungsübernahme: Die Täter sol-
len die Verantwortung für ihre Gewalttaten 
übernehmen. Verleugnungen, Rechtferti-
gungen, Entschuldigungen und Schuldzu-
weisungen werden konsequent aufgedeckt, 
abgelehnt und konfrontiert.

• Selbstwahrnehmung und -kontrolle: Die Täter 
sollen eigene Grenzen und die Grenzen ande-
rer erkennen und akzeptieren lernen.

• Empathie: Die Täter sollen lernen, sich in die 
Lage der von Gewalt betroffenen (Ex-)Partne-
rin und der mitbetroffenen Kinder hineinzu-
versetzen.

• Alternative Konfl iktlösungsstrategien: Die 
Männer sollen lernen, künftig Konfl ikte ge-
waltfrei zu lösen. Sie sollen eigene Strategi-
en und Möglichkeiten entwickeln, wie sie in 
künftigen (Konfl ikt-)Situationen sozial kom-
petent handeln können, ohne ihre eigenen 
und die Grenzen anderer zu verletzten.

• Beziehungsfähigkeit: Die Männer sollen ihre 
Wahrnehmung und ihre Kommunikationsfä-
higkeit in Beziehungen verbessern. Sie erhal-
ten damit ein Angebot zu einer nachhaltigen 
Verbesserung der eigenen Lebensqualität und 
der Qualität von sozialen Beziehungen.

Kontakt mit der betroffenen (Ex-)Partnerin

Da gewalttätige Männer ihre Teilnahme an der 
Täterarbeit benutzen können, um ihre (Ex-)Part-
nerin weiterhin zu manipulieren (z. B. falsche An-
gaben über Inhalte und Vereinbarungen der Tä-
terarbeit), nehmen die Täterarbeitseinrichtungen 
Kontakt zu den betroffenen (Ex-)Partnerinnen 
auf, sofern es noch regelmäßigen Kontakt zum 
Täter gibt. Die betroffenen Frauen werden infor-
miert über:

• Inhalte, Ziele und Grenzen der Täterarbeit HG,

• ihre grundsätzliche Gefährdung,

• Notwendigkeit und Möglichkeiten eigener Si-
cherheitsvorkehrungen,

• spezialisierte Einrichtungen und Beratungs-
möglichkeiten für Frauen und ihre mitbetrof-
fenen Kinder,

• die Möglichkeit, jederzeit Kontakt mit der Tä-
terarbeitseinrichtung aufnehmen zu können,

• Beginn, Ausschluss, Abbruch und Abschluss 
ihrer (Ex-)Partner von der vereinbarten Maß-
nahme auf Grundlage einer bestehenden 
Schweigepfl ichtsentbindung des Täters.

• Bei Hinweisen auf eine akute Gefährdung der 
(Ex-)Partnerin wird diese umgehend darü-
ber informiert. Der Kontakt zur (Ex-)Partnerin 
dient weiterhin dazu, ihr die Möglichkeit zu 
geben, der Täterarbeitseinrichtung die vorge-
fallenen Gewalttaten aus ihrer Sicht zu schil-
dern. Damit erhält die Täterarbeitseinrichtung 
ein umfassenderes Bild des Ausmaßes der 
Gewalt.
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5.6.3 Anforderungen an die Qualität der 
 Täterarbeit

Die Arbeit der Täterprogramme der Arbeiterwohl-
fahrt erfolgt nach den Standards und Empfeh-
lungen für die Arbeit mit männlichen Tätern im 
Rahmen von interinstitutionellen Kooperations-
bündnissen gegen häusliche Gewalt.31 

Personelles

Geleitet werden die Gruppen von mindestens 
zwei Fachkräften, oft im gemischtgeschlechtli-
chen Team. Die Mitarbeiter*innen der Täterarbeit 
verfügen über einen pädagogischen bzw. psy-
chologischen Hochschulabschluss, gewaltspezifi-
sche Zusatzqualifikationen und Fachwissen über 
die Dynamik von Gewaltbeziehungen. Sie neh-
men regelmäßig an Supervisionen und fachspe-
zifischen Fortbildungen teil.

Anforderungsprofil

Neben der fachlichen Qualifikation müssen die Mit-
arbeiter*innen in der Täterarbeit die Bereitschaft 
und Fähigkeit mitbringen, ihr Verhalten, die eigene 
Genderrolle und die berufsmäßige Vormachtstel-
lung in einem Zwangskontext zu reflektieren.

Fachliche Kooperationen

Langzeituntersuchungen belegen, dass der Erfolg 
von Täterprogrammen wesentlich von deren in-
terinstitutionellen Vernetzung abhängig ist.32 Die 
Mitarbeiter*innen der Täterprogramme arbeiten 
darum sowohl auf institutioneller als auch auf 
fallbezogener Ebene eng mit anderen Einrichtun-
gen in den regionalen Interventionsstrukturen 
gegen Gewalt im sozialen Nahraum zusammen.

Kooperationen bestehen auf der konkreten, fall-
bezogenen Ebene sowie auf übergeordneter, insti-
tutioneller Ebene insbesondere mit der Polizei, der 
Justiz und Frauenunterstützungseinrich tungen. 

Kinder sind von häuslicher Gewalt generell mit 
betroffen und werden dadurch in ihrer Entwick-
lung nachweislich beeinträchtigt. Ein weiterer 
Schwerpunkt der Programme liegt darum auf dem 
Schutz der Kinder. Die Arbeiterwohlfahrt ist freier 
Träger der Jugendhilfe und es bestehen regionale 
Kooperationsvereinbarungen mit den Jugendäm-
tern zum Kinderschutz.

Die Kooperationspartner*innen sind über Kon-
zept, Inhalt und Bedingungen der Täterarbeit 
informiert und oft bestehen konkrete Koope-
rationsvereinbarungen bzgl. Melde-, Rückmelde- 
und Kontrollverfahren sowie im Risikomanage-
ment und dem Kinderschutz.

5.6.4 Finanzierung der Täterarbeit

Die Finanzierung der Fachstellen für Täterarbeit 
ist bundesweit sehr heterogen geregelt und in 
nicht ausreichendem Umfang vorhanden. Finan-
zierungen laufen über Gerichtsgelder, Regelför-
derungen oder Projektmittel.

31 Bundesarbeitsgemeinschaft Täterarbeit Häusliche Gewalt e.V., 2014: Arbeit 
mit Tätern bei häuslicher Gewalt: Standard der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Täterarbeit Häusliche Gewalt e.V. http://www.bag-taeterarbeit.de/images/pdf/
Standards_f%C3%BCr_T%C3%A4terarbeit_H%C3%A4usliche_Gewalt_ab_Nov._2014.pdf

32 Vgl. Gondolf, Edward W., 2012: The Future of Batterer Programs: Reassessing Evidence-Based 
Practice. Boston: Northeastern University Press.
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Aus der bestehenden Praxis, der Zielstellung und 
der hohen Bedeutung des Gewaltschutzes bei der 
AWO leiten sich folgende Handlungsempfehlun-
gen zur Weiterentwicklung und Ausdifferenzie-
rung der derzeitigen Hilfestrukturen ab:

6.1 Handlungsempfehlungen auf 
  Trägerebene

Mit dem Ziel, flächendeckend bedarfsgerech-
te, ortsnahe und niedrigschwellige Angebote für 
von Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder zu 
schaffen und zu erhalten, unterstützen die Glie-
derungen und Träger der AWO aktiv
• die Verankerung des Schutzes von Frauen vor 

Gewalt als Querschnittsaufgabe in allen Ar-
beitsfeldern. Angeregt wird u. a.:
• dass alle AWO Einrichtungen sich mit akti-

ver Öffentlichkeitsarbeit gegen Gewalt im 
sozialen Nahraum positionieren;

• dass soziale Einrichtungen und Diens-
te den Schutz vor geschlechterbezogener 
Gewalt gegenüber Frauen und Kindern in 
ihren Konzepten und QM-Standards im-
plementieren;

• die Etablierung von Interventionsplänen 
und Präventionskonzepten in Einrichtun-
gen der Jugend- und stationären Altenhil-
fe sowie der Eingliederungshilfe;

• die Sensibilisierung von AWO Mitarbei-
ter*innen zur Erkennung von Gewalt im 
sozialen Nahraum, den Auswirkungen auf 
die Betroffenen sowie zu wirksamen und 
frühzeitigen Präventions- und Interventi-
onsansätzen;

• dass AWO als Arbeitsgeber, Mitgliedsorga-
nisation und sozialer Dienstleister konkrete 
Handlungsleitlinien, Zuständigkeiten und 
Verfahrensregeln zum Schutz vor sexuali-
sierter Gewalt implementiert;

• die Auseinandersetzung der Führungs- 
und Fachkräfte mit der eigenen Haltung zu 
Macht, Gewalt und Beziehungsgestaltung. 
Dabei müssen die leitenden Personen die 
Verantwortung und den Mut aufbringen, 

deutlich Positionen zu beziehen und in kri-
tischen Fällen aktiv zu handeln;

• der Ausbau von Kooperationen zwischen 
dem Arbeitsfeld der Kinder- und Jugend-
hilfe und dem Unterstützungssystem für 
gewaltbetroffene Frauen und deren Kin-
der;

• die aktive Wertebildung und Präventions-
arbeit in Bildungseinrichtungen. Bereits 
in Kindertageseinrichtungen und Schulen 
sind Rollenbilder von gleichberechtigten 
Frauen und Männern, gewaltfreie Kon-
fl iktlösungen sowie humanitär geleiteten 
ethische Normen und Werte zu vermitteln;

• dass in allen AWO Flüchtlingseinrichtungen 
durch Gewaltschutzkonzepte den spezifi -
schen Bedarfen von gefl üchteten Frauen 
Rechnung getragen wird und die Einrich-
tungen und ihre Mitarbeiter*innen so 
ausgestattet werden, dass sie Gewalt ver-
hindern bzw. nicht begünstigen.33 

• die Akquise und Bereitstellung ausreichender 
fi nanzieller, personeller, räumlicher und ma-
terieller Ressourcen für die geschlechtsspezi-
fi sche Antigewaltarbeit

• die Fachlichkeit und Professionalität der ge-
schlechtsspezifi schen Antigewaltarbeit durch
• Qualifi zierung und Begleitung haupt-, 

ehren- und nebenamtlicher Mitarbeiter*
innen

• Förderung von Diversität: Die Vielfalt der 
Klient*innen spiegelt sich in der Vielfalt 
der Mitarbeiter*innen der Hilfestrukturen 
wider.

• Die Anerkennung und Entlastung der Mit-
arbeiter*innen der Hilfestrukturen durch 
Team- und fallbezogene Supervision sowie 
Möglichkeiten der Selbst/Fürsorge.

• die Fortschreibung von Leitbild und Quali-
tätsmanagement der geschlechtsspezifi schen 
Antigewaltarbeit

6. Herausforderungen für die Weiterentwicklung 
der geschlechtsspezifi schen Antigewaltarbeit

33 Vgl. Bundesinitiative „Schutz von Frauen und Kindern in Flüchtlingsunterkünften“, 2016: 
Mindeststandards zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften. 
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung5/Pdf-Anlagen/schutzkonzept-fluechtlinge,prop
erty=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf.
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• die fachliche Weiterentwicklung durch ver-
stärkte Kooperation mit Wissenschaft und 
Forschung.

6.2 Weiterentwicklungen auf 
  institutionell-fachlicher Ebene

Die geschlechtsspezifische Antigewaltarbeit der 
AWO unterstützt alle Frauen und ihre Kindern 
durch ein breites und sowohl an ihren Interes-
sen wie auch Bedarfen orientiertes Angebot da-
rin, ein Leben ohne Gewalt zu führen. Mit Blick 
auf die Umsetzung dieses Ziels sollen die folgen-
den fachlichen Anregungen zur Absenkung bisher 
vorhandener Zugangsschwellen für betroffene 
Frauen und zur Weiterentwicklung und Ausdif-
ferenzierung des derzeitigen Versorgungssystems 
beitragen.34 

• Die Entwicklung von Konzepten und Angebo-
ten für bisher schwer erreichbare oder un-
zureichend unterstützte Zielgruppen, damit 
auch diese umfassend Schutz und Unterstüt-
zung erhalten können. Dazu gehört die Ver-
besserung:
• der Versorgung von gewaltbetroffenen 

Frauen, die multiple Problemlagen auf-
weisen;

• der Versorgung von Nutzer*innen mit star-
ken, akuten psychischen Belastungen bzw. 
Erkrankungen;35 

• der Versorgung von Nutzer*innen mit 
Suchterkrankung, insbesondere mit pro-
blematischem Alkohol- und/oder Medi-
kamentenkonsum in Kooperation mit der 
(AWO) Suchthilfe;

• der Versorgung von gewaltbetroffenen 
Frauen mit Beeinträchtigungen und Be-
hinderungen in Zusammenarbeit mit den 

Angeboten und Einrichtungen der AWO 
Eingliederungshilfe;36 

• der Versorgung von gewaltbetroffe-
nen Frauen mit Migrationshintergrund/
Frauen of Color, insbesondere vor dem 
Hintergrund der Finanzierung von Sprach-
mittlung sowie der erschwerten Woh-
nungssuche aufgrund rassistischer 
Diskriminierung am Wohnungsmarkt;

• der Versorgung von gewaltbetroffenen ge-
fl üchteten Frauen in Zusammenarbeit mit 
den Ausländerbehörden und Einrichtungen 
der AWO Flüchtlingshilfe;

• der Versorgung von gewaltbetroffenen 
lesbischen Frauen und Trans*Frauen;

• der geschützten Unterbringung von ge-
waltbetroffenen Frauen mit älteren Söh-
nen, die in vielen Frauenhäusern nicht mit 
aufgenommen werden können.

• Die Sicherung der Nachhaltigkeit der Krisen-
intervention und Unterstützung durch bspw. 
den Aufbau von Second Stage Einrichtungen, 
Einrichtungen einer niedrigschwelligeren Un-
terstützung und fachlich gesteuerte Übergän-
ge der Hilfsangebote für Gewaltbetroffene 
(Aufl ösung der Versäulung).

• Die Etablierung von ressourcenstärkenden 
Angeboten für betroffene Frauen in Form 
von individuellen Coachings und/oder Grup-
penangeboten sowie von Angeboten der 
Psycho-Edukation zur Vermittlung von Ba-
siswissen zu Gewaltdynamik und Gewaltver-
hältnissen.

• Der Ausbau von gezielten Angeboten für Kin-
der und Jugendliche durch eigenständige Be-
ratung, Unterstützung und psychosoziale 
Angebote als zentrale präventive Maßnahmen 

34 Vgl. Kavemann Barbara/ Hertlein, Julia, 2015: Endbericht der Folgestudie: Die Weiterentwicklung 
des Berliner Unterstützungssystems bei häuslicher Gewalt gegen Frauen. http://www.berlin.de/
sen/frauen/_assets/keine-gewalt/endbericht-studie-weiterentwicklung-haeusliche-gewalt-2-_
oktober2015.pdf; Schröttle, Monika et al. 2016: Studie zur Bedarfsermittlung zum Hilfesystem für 
gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder in Bayern. Endbericht. Institut für empirische Soziologie 
an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg. http://www.stmas.bayern.de/imperia/
md/content/stmas/stmas_internet/frauen/bedarfsstudie_gewaltbetroffen.pdf.

35 Vgl. Frauenhauskoordinierung e.V., 2015: Handreichung. Unterstützung gewaltbetroffener Frauen 
mit psychischen Beeinträchtigungen. http://www.frauenhauskoordinierung.de/uploads/media/
FHK_handreichung-2015_web.pdf

36 Vgl. bff: Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe: Projekt „Suse – sicher und 
selbstbestimmt. Frauen und Mädchen mit Behinderung stärken.“ https://www.frauen-gegen-
gewalt.de/projekt-suse.html; Projekt „Zugang für alle!“ https://www.frauen-gegen-gewalt.de/
projekt-zugang-fuer-alle.html.
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in Zusammenarbeit mit der AWO Erziehungs-
hilfe und Kinder- und Jugendhilfe.

• Die fachlich qualifi zierte Begleitung und Be-
ratung der gewaltbetroffenen Kinder in allen 
Frauenhäusern als eigenständiges Angebot. 

• Die Weiterentwicklung des Hilfesystems durch 
einen höheren Grad an Differenzierung der Ziel-
gruppen, Herangehensweisen sowie Konzepte.

• Den komplementären Ausbau einer opfer-
schutzorientierten Täterarbeit sowohl unter 
dem Gesichtspunkt der Prävention wie auch 
der Intervention.

• Die kontinuierliche differenzierte Beobach-
tung der Bedarfsdeckung und Fortschreibung 
von Maßnahmen vor dem Hintergrund neu-
er Probleme und Zielgruppen durch verstärkte 
und kontinuierliche Kooperationen mit Ju-
gendämtern, Kinder- und Jugendhilfe, Sucht-
hilfe, Flüchtlingshilfe, Eingliederungshilfe, 
mit Organisationen von und für Migrant*in-
nen, Interessensvertretungen und Einrich-
tungen für Menschen mit Behinderungen, 
Gesundheitswesen, Polizei und Justiz (Famili-
en- und Strafgerichten).

• Hinreichende Qualifi zierungsangebote für 
Mitarbeiter*innen auf allen Ebenen sichern 
die Fachlichkeit und Qualitätsentwicklung.

6.3 Aufgaben des Bundesverbandes

• Der AWO Bundesverband e. V. unterstützt die 
Weiterentwicklung der geschlechtsspezifi -
schen Antigewaltarbeit vor allem durch

• den Auf- und Ausbau von innerverbandlichen 
und verbandsübergreifender Kommunika-
tions- und Kooperationsstrukturen zum Aus-
tausch von Knowhow und Good Practice;

• die Durchführung entsprechender Fachveran-
staltungen und Fortbildungsangebote;

• die Vertretung der Interessen des Hilfe- und 
Unterstützungssystems bei Gewalt im sozia-
len Nahraum auf Bundesebene;

• die Unterstützung von gesellschaftlichen, 
politischen und fachlichen Initiativen, die 
sowohl präventive als auch Schutz- und Hil-
feansätze gegen Gewalt befördern und um-
setzen;

• das Vorantreiben eines Bundesgesetzes, das 
den individuellen Rechtsanspruch für Frau-
en und ihre Kinder auf Schutz und Hilfe bei 
Gewalt im sozialen Nahraum unabhängig von 
Einkommen, Aufenthaltstitel, Herkunftsort, 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen oder 
Behinderungen sowie einzelfallunabhängige, 
bedarfsgerechte und verlässliche Finanzie-
rung der Hilfestrukturen abschließend regelt;

• den Einsatz für eine ausreichende psycho-
soziale Versorgung gewaltbetroffener Frau-
en und Kinder im Gesundheitssystem. Bisher 
ist im sozialpsychiatrischen Hilfesystem kei-
ne ausreichende Infrastruktur für gewaltbe-
troffene Frauen und deren Kinder vorhanden, 
was u. a. zu hohen Wartezeiten führt. Gleich-
zeitig bestehen hohe Zugangshürden für 
Menschen mit Sprachbarrieren und speziellen 
Bedürfnissen;

• die Entwicklung von Konzepten und Ange-
boten für Zielgruppen, die mit den bisheri-
gen konzeptionellen Zugängen nicht erreicht, 
nicht ausreichend unterstützt und/oder nicht 
ausreichend geschützt werden können in Zu-
sammenarbeit mit den Fachkräften und Trä-
gern der AWO Hilfestrukturen;

• die Fortschreibung der AWO Norm zu Frauen-
häusern in Zusammenarbeit mit den Fach-
kräften und Trägern der AWO Frauenhäuser.
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